DANDESRAT Il. Wahlperiode / 21 Sitzung. 


es 
SAARGEBIETES. II. Sitzungsperiode 1935. 


STENOGRAPHISCHER BERICHT 
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über die am Donnerstag, den 9.Juli 1925 im 
Neuen Sitzungssaal des Rathauses zu Saarbrücken 3 
stattgefundene Sitzung des Landesrates, 


_— )- 


Der stellv.Vorsitzende, Mitglied Scheuer (2.)- 
Bi,Inebert, eröffnet um 9 Uhr 30 Minuten vormittags die 
itzung,. 


Seitens der Regierungs-Kommission ist anwesend: 


Herr Oberregierungsrat Dr. Heim aus der Abteilung des Innern 
als stellv.Staatskomnissar. 


Die Feststellung der Anwesenheitsliste ergibt die 
Anwesenheit von 22. Mitgliedern. 


Entschuldigt fenlen die Mitglieder: 


Gladel (2 ,4-Jelsbere; Hussong (D.S.V, )-Nebenheim; 

Levacher (Z. )-Saarlouis: Dr.n.c.Röchline (D.S.V. )-Völklin- 
en; _Schmelzer (2.9. V. J-Saarbrücken Seiwert (Z. )-Merzig; 
r.v.Vopelius (D.S.V. )-Sulzbach; ilhelm (Z. )-Wehrden, 


IJIagesordnung, 


Begutachtung des Verordnungsentwurfes betr. 


Aenderung des Preuß.Knappschaftsgesetzes vom 17.Juni 1912 
und der Verein)£unf Jer Ki schaft des 9 


svereine des »aarge- 
lETES, 
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gorsitzender: Meine Herren! Die Sitzung ist nicht die unnittel- 
' bare Fortsetzung der letzten Sitzung, sondem sie ist einbe- 
rufen worden, um das uns vorliegende Knappschaftsgesetz 
Schleunigst zu beraten, damit die Regierungskommission Ge- 
legenheit haben soll, vor Antritt ihres Urlaubs in die Er- 

le 1gung dieser Angelegenheit einzutreten. Die Deutsch- 
vaarl.-Volkspartei ist nicht vertreten und sie hat in ihrer 
Vorbesprechung Protest erhoben gegen die schleunige Einbe- 
rufung, die es ihr a gemacht habe, mit den Arbeit- 
nehmervertretern-ihrer Fartei Rücksprache zu nehmen. Es 


sollte 
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sollte hierzu noch ®in schriftlicher Protest eingehen, 
der bis zur Stunde noch nicht eingegangen ist. 


Die letzte Si;zung des Landesrates wurde unter- 
brochen, weil die Linke des Hauses durch fortgesetzte 
Zwischenrufe es dem Präsidium unmöglich machte, die 
Sitzungsordnung aufrecht zu erhalten, Die Besprechung 
der Angelegenheit hat. ergeben, daß die Linke zu ihren 
Vorgehen die Ausführungen des Abgeordneten Schmelzer, 
welche provozierend gewesen sein sollen, als den Grund 
hierfür angibt. Es ist mangels der Abwesenheit der 
Deutsch-Saarl.-Volksparte‘ nicht möglich gewesen, die 
Angelegenheit sachlich zu klären. Das kann mich nicht 
abhalten, der Linken, die es dem Präsidium durch fort- 
ee Zwischenrufe unmöglich machte, die Sitzung 

ortzuführen, formell einen Ordaungsruf zu erteilen und 
den Abgeoräneten Schneidsr für die krassen Ausdrücke 
zweimal zur Oranung zu rufen. 


( Zuruf Dr.Sender: "Diese Erklärung genügt nicht!" ) 


Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeordnete 
Dr.Sender! 


Dr.Sender (S.P.): Meine Herren! Ich möchte im Moment nicht 
ausgiebig zur Geschäftsordnung sprechen, weil wir den 
Wunsch haben, die Beratung des Knappschaftsgesetzes 
durchzuführen und nicht zu stören. enn die Beratung 
zu Ende sein wird. werden wir zur Geschäftsordnung de- 
battieren und zu der Stellungnahme des Herrn Präsiden- 
ven erwidern. So wie die Angelegenheit ihre Erledigung 

efunden hat, können wir sie nicht hinnehmen, Ich be- 
alte mir alle weiteren Schritte für die Zeit nach der 
Beratung des Knappschaftsgesetzes vor. 








orsitzender: Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeordnete 
Reinhard! 


Reinhard (K,P. ): Meine Herren! Der Vorsitzende hat die Linke 
zur Ordnung gerufen. ich stelle fest, daß dieser Ord-. 
nungsruf zu unrecht erfolgt ist und wir protestieren 
gegen diesen Ordnungsruf,. Wir werden uns vorbehälten, 
zu dem flegelhaften Benehmen des Abgeordneten Schmelzer 
unseren Standpunkt darzulegen, 


( Schelle des Vorsitzenden. ) 


Vorsitzender: Herr Reinhard, Sie dürfen nicht wieder anfangen 

| mit diesen Ausdrücken, Ich mache darauf aufmerksan, daß 
ich nach der Geschäftsordnung das Recht habe, eine Kritik 
meiner Meßnahmen zurückzustellen. Ich möchte jetzt drin- 
Read bitten, daß wir jetzt zur Beratung des Gegenstandes 
kommen, weshalb die Sitzung einberufen wurde, 


Das Wort hat der Abgeordnete Eifler! 
tifler var): Meine Herren! Im Iriteresse des Punktes der 
agesordaung wisl ich nicht weiter auf den Fall eingehen, 
will aber vorlıer bekannt geben, daß die Auffassung des 
derrn Vorsitzenden nicht meine Auffassung ist- 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Betz! 


Betz (S.P,): Meine Herren! In meiner Ei enschaft als Vor- 
standsmitglied erkläre ich mich mit der, nach meinen 
afürhalten stark einseitigen Erklärung des Herrn Scheuer 
nicht einverstanden, Ich finde es ei entümlich, daß 
aer Herr Präsident der Linken einen Ordnungsruf erteilt 
Bag die, wie wir von Herrn Reinharg und Eifler gehört 


haben, als provozierend nervorgebrächten Aeußerungen des 
7 & 
Abgeordneten Schmelzer. 


| ‚ die sie als solche empfunden ha- 
ed, nicht gerüßt hat, Er hat keineswegs zum Ausdruck 

gebracht, Nie Seine persönliche Auffassung ist, ob die 
ung 


en des Abgeordneten Schmelzer provozierend ge- 
wesen Sind, Einer solchen einseitigen Stellungnahme kann 
ich mich nicht anschließen. 


Vorsitzender: Ich darf bemerken, daß die sachliche Unter- 
Suchung erst stattfinden soll, Wenn das ee sein 
soll, was Herr Dr.Sender zur Begründung seiner rregung 
zur Ursache unterschiebt, so wäre das ein Vor ehen, was 
nicht minder zu rügen wäre. Ich habe keinen nhaltspunkt 
dafür, daß der Abgeordnete Schmelzer seine Ausführungen 
in diesem Sinne gemeint hat, 


( Zurufe: "Hört, hört!".) 
Ich kann aufgrund des Stenogramms keine Beleidigung er- 
ilcken, 


( Zuruf Dr.Sender: 


Damit werde ich die Debatte über diese Angelegenheit 
Schließen. 


orsitzender: Das Wort zur A 


bgabe des Kommissionsberichtes hat 
der Abgeordne+e Karius als Berichterstatter! 


"Wir werden darauf zurückkommen!" ) 
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über die Entwürfe betr. Aonderung des Preuß.Knapp- 
schaftsgesetzes von 17.Juni 1912 und der Vereinigung 
der Knsppschrftsvereine des Saargebietes. 


f> Pf} 


Berichterstatter Abgeordneter Kerius 


— \ )-— 


Der zweitg Entwurf über die Vereinigung der Knapp- 
scheftsvereine für den Saarbergban wird ohne fenderung zur An- 
nahme empfohlen. 


In dem Entwurf betr. die Aenderung des P.X.G. (Preuß. 
Knap»schaftsgesetz) ist zunächst zu bemerken. daß die schleunige 
Durchber>tung des Entmurfes in der Kommission una die schuelle 
Verabschiedung im Flenum erfolgt, damit die Regierungskommission 


noch vor Antritt der Ferien das Gesetz verabschieden kann. Es 


war in der kurzen Zeit, Cie der Kommission zur ee stand, 
unmögiich, den Entwurf der fegisrungs- Kommission eingehend durch- 
zuberaten und entsprechend umzugesteltan. Die Kommission sieht 
diese Regelung auch nur als vorläufigs en. Sie soll die Grund- 
lege zu einer raschen Arhöhung der Pensionsbezüge geben. Nie 
Kommission nimmt .n. Jaß a .\e möglich das R.K.G. (Reichs- 
knappschaftsgasetr) im Szargebie‘; eingeführt wird_und entspre- 
chena der Forderung des landesrates und der beruflichen Vertretung 
der Arbeitnehmer nicht nur die Versichsrungsträgsr des Saargsbie- 
tes wieder in denen des übrigen Deutschlands sufgehen, sondern 
auch die KEnan :scheitsvereine eingsschlossen erden. 





















Bezüg.ich der wertbestöndigen Aniegung der Fücklagen 
der Knappschaftsvereine, wie überhaupt derjenigen eller Ver- 
Sicherungstr.ger, ist die Kommission der Ansicht, daß die wert- 
beständige Anlegung der Rücklagen von der Kezierungs-Kommission 
nicht blos geduldet, sondern gesetz,ich gesichert wird. 


Gegen die beabsichtigte Binführung des Umlageverfahrens 
in der Sozieslversicherung hat die Kommission gewisse Bedenken ge- 
äußert. Sis verkennt durchaus nicnt die Gründe, die dafür spre- 
chen. Dagegen glaubt sie, daß das Umlageverfehren nur angewandt 
werden kann, wenn durch entsprechende Sicherheitszuschlage die 
deuernde er ar Knappschaftsvereine sichergestellt 

” , T % ® r .. - hr * is . - “ ls . 
und die Stabilität in der Höhe der Beitr“ge nöglichst garantiert 
wird. 


| "as die Entwürfe in Einzelnen angeht, so ist zu bemer- 
ken, daß der Entwurf über di> Vereinigung Ger Knappschaftsvereine 
für den Saarbergbau eine notwendige Tclge der Yersinheitlichung 

des Knappschaftswescn ist. Dia Vsreinizung der Knappschaftsvereine 
wäre 26, erfolgt, wenn Ssargebist und Pfalz noch unter der Ver- 


Waltung von Preußen, Dayern ünd Deutschland ständen, 


0... Durch einen Antrag der Xommission wird die Regierungs- 
Kommission ersucht. zu prüfen, ob die Restirmingen des $ L und ? 
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des R.K.G., die den Besriff£ der knappschafslichen Versiche- 
rung und der kneppscheitpflichtigen Betriebe regeln, mit 
Rücksicht suf die im Saargebiet destehenden kleinen Berg- 
baubetriebe übernommer. werden können. Desgleichen soll die 
Regierungskommission urüfen, ob die sinngemäße Uebernahme 
des $ 62 und 193 R.K.G. nicht sinngemäß übernommen werden 
müssen, um die Rechiszrund.age zum Abschluss von Gegensei- 


tigkeitsverträgen mit den Elsass-lothringischen Knappschafts- 
vereinen hsrbeizuführ:n. 


‚. Im Binze/nen schligt die Kommission Abenderunz>n 
des Regie.ungs-Entwurfss vor, die in "ortlaut als besondere 
Anträge vorgelegt werdan. 


Der Regierungs-Entwurf sieht die Beseitigung der 
Altersgrenze Tür die Aufnahme in die Pensionskssse nur für 
die Berebauknapvoschaftsvercine vor, übsrlösst es aber den 
Hütten-Knappschaftsrereinen, eine Altersgrenze in der Satzung 
vorzusehen. Die Kommission ist ebsr der Ansicht, daß die 
Altersgrenze für alle Vereins beseitigt werden kann. Als 
neue leistung sieht der Katwurf die Gewährung der Alters- 
rente bei dreißigiüöhrigsr Disnstzeit nach erreichtem fünf- 
zigjährigem Lebensjahr vor. Ein Mitgiied will die Gewährung 
der Pens.on bei gleichsu Lebensalter nach fünfundzwanzig- 
meer Dienstzeit gew.hrt haben. Der Entwurf sieht ferner 

urch Satzungsbestinmung die Gewährung eines Kindergeldes 
für einen Inrelicen, aer noch Kinder unter 18 Jahren hat, 
vor. Die Xomxuission schlägt diess Leistung als Pflichtlei- 
stung vor, dis im Gesetz vorzusehen ist. 


"eitser sieh: der Entwurf keinen Mindestpensions- 
satz, sondern einen Mindestbeitreg für die Fensionskasse 
und invalidenversicherung vor. Unter Anwendung des Umlage- 
verfahren, bei dem 12 % Ger Baitrags-Einnshmen nach Abzug 
des auf die Invalilenrersicherwng entfailenden Beitrag der 
Rücklage zugeführ‘; werden sollen, müsste sich die Höhe der 


Pensionskassenieistung den Beisrägen nechrichten. Diesen 
Grundsatz kann. die Kommission nicht anerkennen. Sie schlägt 
die Festsetzung siner Mindestpension im Knappschaftsgesetz 
vor. Diese soll nach ünsundzwranzigjähriger Dienstzeit 40 
vom Hundert ües Volihauerlohnes für die Arbeiter und 40 vom 
Hundert des Fesamteinkommen eines Stsi>srs für die Angestell- 
ten betragen. “Weiter schlagt die Kowni ion vor, daß Kıank- 
teierzeiten bis zu einen Jahr als Syelseiungssätze bei der 
Errechnung der Pensionskassenleistungen angerechnet werden, 
ohne, daß Beiträge entrichtst; zu werden brauchten. Ferner 
soil die Pension noch für den Monst+ gezahlt werden, der auf 
denjenigen folgt, in dem dieselbe envzogen wird. Durch ent- 
sprechende Gesetzesbsetimmung soll die unverkürzte Auszahl 
der Knappschaftspension neben äen IUnfellrenten garantiert 
worden. Bis ietzs haben die Inapeschaftsvereine für den 
Bergbau durch Saszungsbestiomung die Aufrechnung der k pp- 
schaftlichen leistwungsn auf die Unfalirentenbezüge ausge- 
schlossen. "eiter wird vorgeschlagen, die Binleitung eines 
Heilverfahrens zur Yorhütung von Eerufisunfähigkeit oder zur 
Behebung bersits eingetretener auf Kosten der Ponsionskasse 
zu ermöglichen. Bis jstst konnten Heilverfahren nur auf 
Kosten der Invalidenrersicherung vnä erst dann eingeleitet 
werden, wenn ärohende 'Inveliditsät abgewehrt oder vorhandene 
behoben werden sol.se. Durch weiterg Bestimmung soll die 
Niederschlagung übsrhobener oder zu Unrecht erhöobener 
Yenslonskassenleistungen 
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Pensionskassenleistunsen ohne weiteres ermöglicht werden. 


In der Sicharung der Erhaltung erdienter Anwart- 
schaften an-die Pensionskässen und der Ärwerbung verlorener 
Rechte schlägt die Kommission vor: 


l. daß die Anwartschaft durch Zahlung der in der 
Satzung vorgeschenen Anerkennungsgebühren ohne 
Rücksicht auf die Zehl der erworbenen Dienstjahre 


aufrecht erhn>.isn werden kann; 


2. daß dis Anwarisscheft erst erlischt, wenn die 


een der Anerkennungsgebühren ein volles Jahr 
unterpleibt; 


3. verlorene Anwarischaften nach erneuter sechsmonat- 
licher Mitgliedschaft und falls das Mitglied in 
dieser Frist stirbt, beim Tode wieder aufleben. 


(Diese Bestimmungen unter 1, 2 und 3 sollen auch für 
die Ersatzkasse der Angestalltenversicherung gelten); 


4. den Pensionskassenmitgliedern, denen ihre Anrart- 
schaften beim Eintritt in einen anderen Knepp- 
schaltsverein wegen Fehlen eines Goganseiltiekeits- 
vertrages ihre Mitgliedscheft verloren ging, die 
Mitgliedschaft wieder auflebt, wenn sie noch Berg- 
arbeit verrichten. 


Bei der Verwaltung der Knappschaftsvereine schlägt 
die Kommission die Einführung der Verhältniswahl für die 
“ahl der Änapvoschaftsältesten, der Vorstandsmitglieder auf 
Arbeitnshmersöite und der Mitglieder der einzelnen Geschäits- 
ausschüsse als zwingend vor. Ner Entwurf sieht nur die 
freiwillige Einführung Cer Verhäöltniswahl curch die Satzung 
vor. Ein Mitglied behielt s!ch seine Stellungnahme für 
das Plenum vor. Die Kommission schlägt weiter vor, daß bei 
der Jebernehre von Vertrausnsmännern 0er Versicherten in 
die Geschäfts ührung äer Änappschaftsrvereine beim Saarbrük- 
ker=Knappschaftsverein zwei _Verirauensmäönner übernommen wer- 
den, damit ;oce maßgebende Tergarbeiter-Orgsrisation in der 


Verwaitung vertroten ist. In den Vorstand eines Kna pschafts- 


vereins können u.a. auch Insestelite von Arbeiterverbänden 
nach dem EntwurZi nur gewäh!t werden, die früher 10 Jahre 
Knappscheftsritglieder gswesendsind. Die Kommission schlägt 
vor, anstatt ArDeitervsrbänlen "Arbeitnehm rverbände" (Arbei- 
ter und Ängestellie) zu setzen und die Frist von lO Jahren 
auf D herabzusetzen,. lach dem Entwurf soll der Vorsitz im 
Knappschafisvorstand einem Vertreter der Arbeitgeber zufal- 
len, dagegen die stellverirstenden Vorsitzenden den Arbeit- 
nehmervertretein überiasssn bleiben. Die Kommission schlägt 
die glaichmäßige Verteilung der Vorsitzenden-Ste'len vor. 
Fernsr schl:et die Komisrion bei der Abstimmung im Vorstand 
eine Zweidrittel-Mehrheit vor, :renn über die Schaffung be- 
sondefer knapnschaf‘;..icien ürankenessen innerhalb des Be- 
zirks eines Knan :schaftisreveines oder der Anstellung 'leiten- 
der Beamten in Ser Yarmalvsung abgestimmt werden soll. 


Lenn ersucat »in Mitglied noch us Auskunft über die 
Höhe der Sumsen, cie .rch cie Markinflation den Versiche- 
rungsträgern des Ssar, Jietese verloren gingen. Ferner wird 


die 
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die Regierungskommission um Auskunft gebeten, was sie zur 
Herbeiführung eines Ge enseitigkeitsvertrages zwischen der 


landesversicherungsanstalt für das Saargebiet und derjenigen 
von Elsass-Iothringen zu tun gedenkt. 
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dar Hirtschefta- und Sozialen Kommission. 


un Ba ach 


Es wird beantragt, der Landesrat wolle beschließen: 


Die „elprungs-Kommission wolle vorbehaltlich end- 
gültiger esetzlicher : it "irkung vom l.Januar 19925 
zu jeder Kente eine monatlichs Teuerun 
gewähren. Die Bezüge der eisen sind im Verhält- 
nis der Renten entsprechend abzustufen 


Die Kommission führt zu dem Antrag begründend aus: 


Es ist der Kommission 
rige Materie der Sache und der 
der Vorlage nicht möglich, si 

en. Die Notla 


mit Rücksicht auf die schwie- 


notwendigen eingehenden Berat 


Sie in kurzer Zeit zu verabschie- 
ge der Rentenempfänger aus der Angestellten- 
versicherung, deren monatliche De rige im Durchschnitt kaum 
mehr als 50 Franken betragen, ist aber so groß, daß eine 
schleunige Abhülfe Eringene notwendig ist. Der in dem An- 

a i8 gangbar. Auch sind die Mittel für 
diese außerordnetliche Beihilfe vorhanden, sodaß finanzielle 
Bedenken nicht entgegenstehen 


-100- 
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zum Bericht der 7. Xommission über die‘ 
Beratung des Verordnungsentwurfes bstr. 


Abänderung des Preußischen Xnappschaftsgesetzes 
vom 17. Juni 1912 und die Vereinigung der Knapp- 
schaftsvereine des Saargebietes. 


nn. 


Die Einleitung zur Verordnung bleibt unverändert bestehen. 


Zu $ 1 des Preußischen Knappsch.-Gesetzes ‘sollen die Bestim- 
mungen der $$ 1 und 2 des Reichs-Knapnsch.-Cesetzes soweit 
erforderlich, sinngemäß ausgearbeitet werden. 


Der $_ 1 des Pr.K.C, Xkautet: 





"Für die Arbeiter, welche auf den dem Allgemeinen Berg- 

Bere unterworfenen Bergwerken, Aufbereitungsanstalten, Sa- 

inen und den dazugehörigen Betriebsanstalten beschöftigt 
sind, sollen, soweit das Gesetz nicht besondere Ausnahmen 
vorsieht, Kna,pschaftsvereine bestehen, welche den Zweck 
haben, ihren Mitgliedern und deren Angehörigen nach näherer 
Bestimmung des Gesetzes und der Satzungen ($ 6) Unterstützun- 
gen zu gewähren. 


Inwieweit auch die \erksbeamten und die Verwaltungs- 
beamten der Rnappschaftsvereine zum Beitritt verpflichte 
and berechtigt sind, bestimmt sich nach den $$ 9’ und 27 bis 
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Sind mit den im Ahs.1 bezeichneten ‘erken zugleich 
Gewerbsanlagen verbunden, welche nicht unter der Au sicht 
er Bergbehörde stehen, s” können die bei diesen (ewerbsan- 


lagen beschäftisten Arbeiter und Beemten auf den gemeinschaft- 
A . > ID -r .ı > . . 
lichen äntrag ?ör "erkshesitzer und der Mehrheit der künftigen 


beitrittspflichtigen Mitglieder durch den Anappschaftsvorstand 
in den Knappschaftsrerein aufgenommen werden .' | 


Der $ 1 des R.K.G. Jautet: 


en ae 


"Arbeitnehmer (männliche und weibliche) in knappschaft- 
aachen Betrieben unterliegsn der Versicherung nach diesem 
setze. 


4 


Arbeitnehmer sind Arbeiter sowie Angestellte im Sinne 
des dena pad a für Angestellte, die ausschließlich 
oder überwiegend für den technischen, wirtschaftlichen oder 


kaufmännischen Betrieb eines oder mehrerer knapıschaftlichen : 
Betriebe beschäftigt sind." ; 


Der $ 2 des R.K.t. iautet: 


"Knappschaftliche Retriebe sind alle Betriebe, in denen 
Mineralien oder ähnliche Stoffe bergmännisch gewonnen werden. 
Salinen und die Betriebe der industrie der Steine und Erden, 
soweit sie nicht unterirdisch betrieben werden, sind keine 


knappschaftlichen 
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knappschaftlichsn Betriebe, wenn sie nicht unter Abs.2 fallen. 


Knappschaftliche Betriebe sind auch Betriebsanstal- 
ten oder Gewerbsanlagen, die als Nebenbetriebe eines knapp- 
schaftlichen Betriebes mit diesen räumlich und betrieblic 

zusammenhängen- 


Ob ein Betriec knappschaftlich ist, entscheidet bei 
Zweifein der Reichsarbeitstinister nach Anhörung der zustän- 
digen obersten landestehörde Ges Reichsknappschäftsvereins 
SE dsr beteiligten wirtschaftlichen Vereinigungen von Ar- 
beitgebern und Arbeitnelmern. Die Entscheidung ist für die _ 
Feststellung des Versicherungsverhältnisses einzellner Arbeit- 
nehmer bei Streit "ierüber bindend. 


| Gewernsanlagen, die mit knappschaftlichen Betrieben 
verwaltungsmäßig und betrieblich zusammenhängen, ohne daß 
die Voraussetzungen des Abs.2 vorliegen, können auf gemein- 
Schaftiichen Antrag der berechtigten Arbeitgeber und der 
Mehrheit der berechtigten .rbeitnehmer mit enehmigung des 
ker .n Giesen aufzsenommen werden, wenn 
zwischen den Betrisbsanlagen regelmäßiger "echsel des größe- 
| ren Teils der Arbeitnehmerschaft stattfindet. 
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Artikel il der Begierungsvorlage 





erhält folgende Fassung: 


"Das Preußische Anappschaftsgesetz vom 17.Juni 191? 
wird wie folot geändert: | 


1) Der 3 27 erhält folgende Fassung: 


Supra oyrsıydmbounps veramıqaD0g U 7 


Abs.! Arbeiter, die mit knappschaftlicher Arbeit be- 
schöftigt werden und nach $ 9 versichert sind, gehören der 
Pensionskasse des K.V. als Mitglieder an, 'senn Sie den in der 
Satzung aufgestellten Erfordernissen über Gesundheit genügen. 
Sind diese Sedingungen erfüllt, so sind diese Arbeiter ohne be- 
sonderen Anirag in Cie Pensionskasse aufzunehmen. 


s ‚ Abs.2. Arbeiterinnen können durch die Satzung von der 
| Mitgliedscheft in der Pensionskasse ausgeschlossen werden. 


Die $$ 28, 288, 28b und 28c werden unverändert angenon- 
men. (Regierungsvorlage Seite 2 und 3). 


rn RE 


mb me m rn rn m un ne mn 


inter $ 30 werden fo.gende Paragraphen angefügt: 


$$ 42, 43 des R.K.G. betr. Heilverfahren. 

$$ 77 des RK.6. 

95 49, 50, 51, 53 und 58 des R.K.G. betr. Beginn der Renten- 
zahlung. 

$$ 65 und 66 des R.K.G. betr. Prüfung des Anspruchs 

una $ 1302 der R.Y;0. 
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Der $ 77 des R.K.G. leutst; 


"Die laufenden Leistungen der Pensionskasse des 
Reichsknappschaftsvercins an Xnappschaftsinveliden, itwen 
oder Waisen gelangen such dann vol. zur kuszahlung, wenn 
die Berufsunfähig zeit oder Tod durch einen nach dem Dritten 
Buche der Reichsversicherungsordnung entschädigten Betriebs- 
unfall hervorgerufen ist, jedoch kenn die Satzung bestimmen, 
daß die Teuerungszulage ($ 31) um höchstens ein Drittel auf 
die Gesamtbezüge angerechnet wird. Die Anrechnung ist nur 
statthaft, wenn Gesamthszüge und Iohn den Durchschni ttsver- 
dienst der lLohngruppe übersteigen. welcher der Knappschafts- 
invalide vor dem UInfeli angehört hat. 





* 


‘Als $ 30 5 werden die $$_42, 43 des R.K.G. angefügt. 


Die Fassung lautet: 


Dieser $ wird als $ 30a hinter $ 30 geschoben. 


‚. "Um die infolge einer Erkrankung drohende Berufsunfähig- 
keit eines Mitgliedes abzuwenden, kann ein Heilverfahren ein- 
geleitet erden. Näheres bestimmt die Satzung. 


Entzieht sich ein Erkrankter ohne gesetzlichen oder 
sonst rtiftigen fFrund dem Heilverfahren und wäre die Berufs- 
unfähigkeit durch das Heilverfahren voraussichtlich verhütet 
worden, so kann die Invaliden,sasion auf Zeit ganz oder teil- 
weise versagt werden, wenn der "rkrankte auf diese Folge hin- 
gewiesen worden ist." 


mu TE En m En m nn 


Als $ 30 c werden die $$ 49, 50, 51, 53 und 58 des R.K.G-« 
übernommen. Die Fassung lautet: 


"Der Anspruch auf Zahlung der Invalidenpension beginnt 
mit dem ersten Tage des Monats, in dem die Berufsunfänigkeit 
eingetreten ist. 


Lasst sich der Beginn der Berufsunffhigkeit nicht fest- 
stellen, so ist der Monat maßgebend, in dem der Antrag auf 
Bewilligung der Pension gestellt ist. 


Der Anspruch auf Zshlung der "itwennension beginnt 
für die "itwen der Mivglieder mit dsm ersten Tage des Sterbe- 
monats des Ehsmannes, für die "itwen der Knappschaftsinvali- 
den mit dem ersten Tage des nächstfolgenden Monats. 


kr endet, wenn die "iitwe sich wieder verheiratet oder 
et, mit dem Ablauf des !Lederverheiratungs- oder Sterbe- 
monats. 


Der Mnspruch auf Zahlung des "aisengeldes beginnt für 
Waisen der Mitglieder mit dem arsten Tage des Sterbemonats 
des Vaters, für iaisen der Kna,pschaftsinvaliden mit dem er- 
sten Tags des nachst“olgenden Monats. 

Ist beim Tode des Empfängers die fällige Pension oder 
das 1.150 eisengsid Hoch nit abgehoben, so sind nach- 
einander bezugsberechtigt der Ahegatte, die Kinder, wg. Foren, 
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die Mutter, die Geschwister, wenn sie mit dem Em»fänger: 
in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben oder von ihm ganz 


oder überwiegenä aus seinem Arbeitsverdienst unterhalten 
worden sind. 


Ein Bescheid, der die Pension entzieht, wird mit 
Ablauf des auf die Zahlung folgenden Monats wirksam. “ 


Als $ 30 d werden die $$ 65 und 66 des R.K.G. übernoüuen. 
Die Fassung lautet: 


“Ergibt die erneute Prüfung eines Anspruchs auf knapp- 
schaftliche Leistungen. daß die Leistung mit Unrecht abge- 
lehnt, entzogen, eingestellt oder zu niedrig EURERENDT t 
worden ist, zo kann &ine neue Feststsllung getroffen werden. 


leistungen, die ror.rechtskräftiger Entscheidung nach 
dem Gesetze gezahlt werden mussten, breuchen nicht zurückge- 
. fordert zu werden.“ 


Dieser Fassung werden noch die Peragrapaen 130? und 1304 der 
R.V.O. angefügt. 


Der $ 30 a der Regierungsvorlage wird unverändert angenomren. 


Ein Mitglied beantragt in diesem $ 30 a auf Seite 4 der Vör- 
lage in der dritten Zeile das "ort "dreißie" zu ersetzen 
durch das "ort: "Tünfundzwenzig". 


Dem $ 31 werden folgende neue Parzgraphen 31 a. 3l b und 3lc 
angegliedert. Die Fassung Lautet: | 


Der $ 31 a erhält folgende Fassung: 


"Als Beitrsgswochen werden, ohne daß Beiträge entrich- 
tet zu werden brauchen, die vollen :ochen angerechnet, in de- 
nen .das Mitglied wegen einer Krankheit zeitweise arbeitsun- 
fähig und nachweislich verhindert gewesen ist, seine Berufs- 
tätigkeit fortzusetzen. 


' Diese "ochen werden jedoch nur denen angerechnet, die 
vorher berufsmäßig nicht nur vorübergehend in nappschaltli- 
chen Betrieben beschäftigt gewesen sind. 


Zur Erfüllung der "a 


r Yar,szeit werden nur solche "ochen 
angerechnet, für die Beiträgs ® 


ntrichtet worden sind. 


r. 
g3 
_  Nich angerechnet wird eine Krankheit, die sich das 
Mitglied vorsätzlich oder bei Begehung eines durch strafge- 
richtliches Urteil festgestellten Verorechens oder durch 
schuldhafte Beteiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln 

zugezogen hat. 


Wenn 
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Wenn die Krankheit ununterbrochen über’ 1l Jahr dauert, 
wird die weitere Dauer nicht angerechnet. 


Die Genesungszeis wird der Krankheit gleichgeachtet. 
Dasselbe gilt für die dauer von 8 "Wochen bei einer Arbeits- 
unfähigkeit, die durch eine Schwangerschaff oder durch ein 
regelmäßig verlaufenes llochenbett veranlasst ist. " 


Der $ 31 b erhält folgende Fassung: 


"Zur Invalidenpension tritt eine veränderliche leuerungs- 
zulage hinzu, welche durcn die Satzung nach dem Dienstalter 
abzustufen ist. Die Höhe der Teuerungszulage ist für den ein- 
zelnen Knappschaftsvserein nach den Brutto-Ichn-und Gehaltsver- 
hältnissen innerhalb seines Bezirks zu bemessen und zwar wird 
für Arbeiter das Haueräurchschni ttseinkommen, für Angestellte 
das Durchschnittseinkommen eines revierführenden Steigers zu- ; 


runde gelegt. invalidenvension und Teuerungszulage müssen bei, 


5 jähriger Dienstzeit mindestens M)_vom Hundert der Durch“ 
schnittsbeträge srreichen und für dis über 25 Dienstjahre, 
hinausgshende Zeit weiter steigen." | 


Hierzu wird beantragt, statt 4C vom Hundert = 60 vom Hündar't. 
zu setzen. | 


Der $ 31 c erhält folgende Fassung: 


; " Die Empfönger einer Invalidenpension erhalten für 
Kinder unter 18 Jahren ein Kindargeic. 


Bei Gewährung dieses Kindergeides werden shelichen Kin- 
dern gleichgestellt: 


l. die für ehelich erk:tärten Kinder: 


2. die an Kindes statt angenommenen Kinder, wenn sie 
vor Eintritt der 3Berufsunfähigkeit angenommen sind; 


3. die Stiefkinder und Enkel, wenn sie vor Eintritt der 
Berufsunfähigkeit von dem Änappschaftsinvaliden unent- 
geltlich unterhalten worden sind;. 


4. die unehelichen Kinder. wenn die Vaterschaft des 


Knappschaftsinvaliden festgeste.lt ist. 


Für uneheliche Kinder, die des 6. Lebensjahr vollendet haben, 
sowie für Steifkinder und Enkel wird das Kindergeld nur ge- 


Bene, Polange sie von dem Xnappschaftsinvaliden unterhalten 


Zu $ 32 des Preuß.Knappsch.-Ges. wird Vasateat zu prüfen, 
ob u42 almmasnähe UVebernahme des $ 193 des R.K.G. in Verbin- 
dung mit $ 62 zu übernehmen is*. 


Der $ 193 des R.K.C. lautet: 


‘“ Soweit andere länder eine der Versicherung nach diesem 
Gesetz entsprechende Fürsorge durchge führt haben, kann der 
Reichskanzler mit Zustimmung des Reichsrats unter “Wahrung der 
Gegenseitigkeit vereinbaren, in welchem Umfang für BERTHONS, 
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die aus dem Gebiete des einen landes in das des anderen über- 
rn, sowie für Versicherte, die zeitweise in Gebieten 
es anderen Landes beschäftigt werden, die Fürsorge nach. 


diesem Gesetz oder nach den Fürsorgevorschriften des anderen 
landes geregelt werden soll. 


Auf demselben !/ege kann bei entsprechender Gegenlei- 
stung die Versicherung von Angehörigen eines anderen Landes 
abweichend von den Vorschriften dieses Gesetzes geregelt und 
die Durchführung der Fürsorge des einen landes im Gebiete 
des anderen erleichtert weraen. In diesen Vereinbarungen 
darf die nach diesem Gesetze bestehende DESSTAgEBEALCh des 
Arbeitgebers nicht ermäßigt oder beseitigt werdet. Solche 
Vereinbarungen sind dem Reichstag mitzuteilen, 


Diese Vorschriften gelten ent wrechend für eine Für- 


ger s die an Stelle der Versicherung nach diesem Gesetze 
ritt. 


Der $ 6? des R.K.G. lautet: 


"Die Reichsregierung kenn mit Zustimmung des Reichsrat 
das Ruhen der Leis gagen auagch aßan Lür ausländische Grenz- 
ebiete oder für solche auswärtigen länder, deren Gesetzge- 
ung Deutschen oder ihren Hinterdöliebenen eine entsprechende 

Fürsorge gewährleistet. | 


Zu $ 33des Pr.K.G. wird beantragt: 





"Hinter Pensionskassen in Xlammern einzufügen: (Arbei- 
ter- und Angestellten-Abteilung). 


Anstelle von 1 Mark soll 1 Franken gesetzt werden, 


Fyyaag yasıyd 2bousrs vay2n4g4005 H7 


In Absatz 1 wird der Halbsatz "sind bei einem Dienstalter 
von = ai fünf Jahren“ gestrichen. Die Fassung lautet 
nunmehr: 


"Mitglieder der Pensionskassen (Arbeiter- und Angestell- 
Bee Bine), welche ohne arbeitsunfähig zu sein, aus der 
die Mitgliedschaft begründenden oder zu derselben berechti- 
genden Beschäftigung ausscheiden und nicht Mitglieder einer 
„anderen Knappschaftspensionskasse werden, sind berechtigt, 
sich die bis dahin erworbenen Ansprüche auf die Pensionskas- 
senleistungen durch Zahlung einer in der Satzung festzusetzen- 
den Anerkennungsgebühr zu erhalten, deren monatlicher Betrag 
einen Franken nicht übersteigen darf. 


STREIT 


- 


Der Verlust der erworbenen Ansprüche tritt in diesen 


Falle erst ein, wenn die Zahlung der Anerkennungsgebühr für 
ein Jahr unterlassen ist. | 


Zu diesem Paragraphen stellt ein Mitglied folgenden 
Zusatzantrag: 


‚ "Die in Absatz 1 genannten Personen sind berechtigt, 
bei einer "eiterzahlung des auf sie entfallenden. Beitrags 
freiwillig Mitglied zu bleiben. 


Die Kg re des BE He Up den auf ihn 
entfallenden Beitrag weiter zu zahlen, bleibt unberücksich- 
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In $ 34 des Pr.K.G. erhält der Abs.2 folgende Fassung: 


Abs.2 Nichtbeitrittsnflichtige Mitglieder verlieren außer- 
dem ihre Ansprüche auf die leistungen der Pensionskasse, wenn 
sie dem Vorstand ihren Austritt re oder die Beiträge 
innerhalb eines Jahres nicht geleistet haben. 


In Abs.3 wird statt:"einiähriger Mitgliedschaft" gesetzt: 
"nach sechsmonatlicher Mtgelicedschaft". 


Diesem $ 34 wird als Abs.4 folgende Tassung hbeigegeben: 


"Sirbt ein Mitglied während disser sechsmonatlichen 
Tartezeit, so sind Seinen Angehörigen die Leistungen aus 
der Pensionsversicherung zu gewähren, die ihnen zuständen, 
wenn die Ansprüche des Verstorbäuen an seinem Todestage 
nach Abs.3 wieder aufgelebt wären." 


Als Abs.5 wird die Fassung des Art.29 des Binführungsgesetzes 
BE ERRBERRDEOOREE N OBREOTR übernommen. Diese Fassung 
sutet: | 


"Früheren Pensionskassenmmitglisdern der Sa 
vereine werden bei der A le mp nach der Satzung 
die Dienstjahre, die sie daäurch verlorsn haben, daß sie vor 
der Zeit des Bestehens eines Gegenseitigksitsvertrages für 
den Verein, dem sie angehörten, vor einem Änappschaftsvereine 
zu einem: anderen übertraten. angerechnet. wenn sie noch Berg- 
arbeit verrichten umt die Lienstiahre nachweisen." 


— 0 


Der $ 40 %bs.1 der kegierungsvoriage erhält folgende Fassung: 
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. "Die von einem vollberechiigtsn Versicherten und dem 
Bergwerksbesitzer zu zahlenlen Beiträge für die Pensionskasse 
und die Invaliden- und Hinterbliebensnversicherung dürfen für 
jede Sorte nicht weniger als je 5,5 % des festgesetzten Voll- | 
ratio lohner betragen. | | 


‚ Jugendliche Mitgl’eder von ı4 his 16 Jahren zahlen 
die Hälfte der Pensionskassenbeiträge. 


Der $ 51 auf Seite 6 der Reg--Vorlage bleibt unverändert. 


Der $ 52 erhält folgende Fassung: \ 


nr 


Abs.l. Die Knappschaftsältssten werden von den volljährigen 
versicherten Arbeitern, welche im Besitze der bürger.\ichen 
Ehrenrechte sind, in einer durch die Sa*zung bestimmten Zahl 
und unter den in der Satzung hinsichtlich der Wöhlbarkeit 
bestimmten besonderen Voraussetzungen aufgrund geheimer und 
unmittelbarer Abstimmung nsch den Ürunisätzen der Verhältnis- 
wehl gewählt. Die Knappscheftsältesten müssen vorbehaltlich 4 
es Abs.2 Mitglied«.r der Arbeiterabtsilung der Pensionskasse, I 
der deutschen Sprache in Wort und Schrift mächtig sein und 
die deutsche Reichsangehöriekeit besitzen. Für Gie besonde- 
ren Krankenkassen kann die Satzung bestimmen, uaß die Knapp- 
schaftsältesten aus den Mitgliederr. ihrer Kasse gewählt wer- 





den. 


Die 
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Die "ahlordnung wird durch die Satzung bestimmt. 
Absatz 2 bleibt unverändert. 
Absatz 3 auf Seite 7 der Reg.-Vorlage wird gestrichen. 


Absatz 4 und 5 bleiben unrerändert, 


$ 52 a auf Seite 7 der Reg.-Vorlage bleibt unverändert be- 
stehen. | 


In Absatz des $ 53 Seite 8 der Reg.Vorlage wird das ort: 
"Arbeiterverbänden" ersetzt durch das Fort: "Arbeitnehmer- 
verbänden"” und "IO Jahre" in "& Jahre"abgeändert; 


Die Fassung des Abs.3 in $ 53 soll der Fassung des $ 127 des 
R.K.G. entsprechen: 


Der $ 127 des R.K.G. lautet: 


Der Vorstand des Reichsknappschaftsvereins wählt den 
Vorsitzender und zwei stellvsrtretende Vorsitzende aus den 
Vorstandsmitgliedern der Arbeitgeber, Arbeiter und Angestell- 
ten. Diese sind zugleich Vorsitzende der Hauptversammlung. 


Zu den übrigen Absätzen des $ 53 der Rogierungsvorlage werden 
keine Aenderungen getroifen. 


Dem $ 56 wird der $ 118 des R.K.f, angefligk. Dieser lautet: 


"Der Vorstand beschlie3t, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, mit einfacher Stimmenmehrheit. 


Eine Mehrheit von zwei Drittel der dem Vorstand ange- 
hörenden Stimmen ist erforderlich hei der Auslegung von 
Satzungshestimmungen, | 


.. Bine getrennte Abstimmung in den Gruppen der Arbeit- 
eber und Versicherten una eine Mehrheit in heiden Gruppen 
ist erforderlich 
erstens, bei der Abstimmung über Cie Errichtung be- 
sonderer Krankenkassen ($ 13 Abs.3}, 
zweitens, bei der Anstellung Leitender Angestellten. 


Veber einen abgelehnten Antrag ist auf Verlangen der 
Antragsteller innerhalb eines ilonats nochmals abzustimmen. 
Wird der Antrag wiederholt abgelehut. so «ann, wenn die Ant- 
scheidung von erheblicher Wichtigkeit für den Reichsknapp- 


schaftsverein ist. die Entscheidung des Rsichsarbeitsministers 


angerufen werden. Die Entscheidung kenn mur nindestens ein 
Drittel der Vertreter der Arbeitgeber oder der Versicherten 
im Vorstand und nur innerhalb eines Monate vom Tage der wie- 
derholten Abstimmung ab besntragen- 


Der $ 61 der Reg.-Vorlage bieibt unvarändart bestehen. 


In $ 64 Seite 11 der Vorlage wird in Abs.2 das Tort: "sroß- 


jährige" ersetrt durch das "ort: "volljährig." 


Zu dem zweiten Entwurf betr. die ee der Knappschafts- 


vereine des Saargebietes werden keine Bedenken erhoben. 
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iefer AB Meine Herren! Wir haben heute einen 


EN A 


prsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Kiefer ! 


sehr wichtigen 
Entwurf zu beraten und zu begutachten, der schon sehr lange 
ällie ist, Dieser esstzentwurf wurde in recht kurzer Zeit 
urchberaten. Daß es sy sein mßte, ist im Interesse der 


ache zu bedauern. Es konnten nicht alle Interessentenkreise 


so Stellung nehmen, wie sie es für notwendig erachteten. Das 
eht aus dem Protest 


'ervor, den eine fartei erhoben hat. 
uch Angestellten-und Arbeitereruppen hatten sich zu dem Ent- 
wurf noch zu äußern. Eine solche schnelle Durchpeitschung der 
ntwürfe darf künftig ni-ht mehr stattfinden,sondern es muß 
einem Zeit gelassen Sein. die Entwürfe nagh jeder Seite hin 
senau zu prüfen. Hinzu koumt, daß solche 'esetzentwürfe auch 
von dem gänzen Hause degutächtet werden sollen, was heute 
ebenfalls nicht end Daß die Überstürzun eingetreten 
ist, ist zunächst die Hegierung schuld. Sie ha trotz wieder- 
holtem Drängen der in Frage kommenden Urganisationen und 
auch des Landesrates den satwurf reichlich spät re 
Die Notlage in entenempfängerkreisen, denen das Gesetz Ver- 
besserungen bringen soll, bewog uns, eine schnelle Verab- 
Schiedung herbsizuführen. ir haben den üntwurf Schnell durch 
beraten, um der Regierung Gelegenheit zu geben,vor Antritt 
der Sommerferien den Entwurf mit den Abänderungsanträgen der 
Kommission in Kraft zu Setzen. Wir hörten die otschaft von 
der Kegierun skommission,daß man hofft, den Entwurf in der 
Sitzung am eh roch verabschieden zu können. Wir hörten 
diese otschaft,aber es ehlt uns der Glaube. Dann hat uns 
azu bestimmt,den Entwur: schnell durchberaten, die wirklich 
schlimme Notlage, die ja An2ppschaftsrentnerkreisen nerrscht 
und das Geseiz eine Erhöhung der Bezüge bringen soll. Um nun 
zu ermöglichen, daß die Hegierungskommission schnell ert- 
Scheiden kann um den Heninern zu helfen, haben wir das Ge- 
setz durchberaten. Wir haben dazu unser Binverständnis er- 
art,damit wir nicht zu unrecht einer absichtlichen Verzöge- 
rung und Verschlechterung bezicehtigt werden. Nie £rfehrungn 
der Vergangenheit hätzen uns Hestimmen können,dem en- egen 
zu Stimmen. Wir haben wichtige besetzentwirfe ebenfalls 
Schnell durchberaten. wie das Arbeitskammer esetz, und heute 
noch, nach einen halben Jahr, warten wir auf die Inkreft. 
setzung. Diesmal hat nun die fegierungskomission den Be- 
weis zu rnaingen, ob sie es tatsächlich ernst. mit ihren 
Pflichten nimmt. Üs geht hier wirklich um die Armsten der 
rmen. Wir vom Zandesrat haben a.ıles getan, die Sache zu he- 
Schleunigen und den Intwurf möglichst schnell der Kegierungs- 
kommission Zurückgelangen zu lassen. Von ihr müssen wir nun 
heute mit allem Nachdruck verlangen. oaß sie ihn So zum (e- 
Setz erhebt, wie ihn der “andesrat ausgestalte,; at. Die bis- 
erıgen Erfahrungen lehrten uns, daß die hegierungskomnis- 
Sion die meister Gutachten des landerrates nicht eächtet. 
ie Herren, die in der Kommission arbeiteten, haben nicht 
mLt dieser Liehe und dieser Freude gearbeitet, damit ihre 
Anderungen, die sic in Interesse der Bergleute Aineingegr- 
beitet aben, wiederum mißachter werden. Wir müssen auch 
verlangen, daß der Entwurf, so wie ihn der wandesrat ausge - 
staltet hat, zum Gesetz erhoben wird, unbeschadet der An- 
Sicht des französischen S+aa:es. In der Jegründung heißt es 
aß dessen Außerung noch nieht voriäge, Nasn den Bestim- 
DNungen des Versail cr Vertrages braucht cer französische 
Staat nur gehört zu werden. Diesmal hat nun die 
Ommıssion den Beweis zu erhrangen, on sie dis Einwendungen 
ıe der französische Staat nsj Seiner Anhörung macht nicht 
beachtet, sondern einmal an? das Gutachten des „andesrates 


hört, 
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hört, das sie bisher So oft mißRachtet hat, d | 
sischen Staate gegenüber einma! die Methode annimmt 


isher fast immer gegenüber dem landesrat angewendet hat, Es 
wäre dies ein Akt de 3 


> .8erechten und billigen Ausgleichs. Wir 
hatten verlan t, daß im Saargebiet das heichskna pschaftsge- 
setz sinngemäße Einführung erfahren sollte. Sowo L von den 
ewerkschaften wie auch von den politischen arteien wurde 
iese Forderung unterstiitzt u ben. Der Entwurf sieht 
nun die Stungemäße Pant uhrung nicht vor In] 
mungen, die der Berichtersta ter vorgetragen hat, 
nommen worden. Obwohl wir Srungsätzlich an unserer früheren 
Forderung festhalten, wollen wir doch im Interesse der Not- 
age der Rentenempfänger tür eine Schnelle Verabschiedun des 
ntwurfes mit den Änderungen der Kommission und wie sie heute 
getroffen werden, st 


immen. Zu dieser Haltung haben wir uns ent- 
Schlossen nach Rücks 


prächen mit den lewerksenaften, die 58 
18 zunächst Interessierten Sind, die auch die Meinung ein- 
1li dem Entwurf 
rates zuzustimmen, damit jhn 
die Hegierungskommission bald verabschieden kann. Die Notlage 
der RKentenen fänger fordert eine schnelle Verabschiedun des 
Entwurfes ans die rücksichtigung unserer Anträge, Kg jst 
vollkommen unnötig, die Not dieser Leute hier heute ement zu 
ennzeichnen, weil dies wiederholt yon verschiedenen Seiten 

Uses geschehen ist, und auch in den Gewerkschaftsor. 

anen und in der Ta 


i Sespresse öfters zum Ausdruck gebracht wur- 


ie. Die -Slerungskommission und alle Interessenten wissen, wie 
Jammerlich die Konten 


neute sind und wie das Elend gelagert 
1St, von dem dien nentenempfänger hedrückt werden. 
une “artei begrüßt die Vereinheitlichun der 
für das Daargebict, insbesondere die 
: : pscaafilichen Versicherungen des Berg- 
aues in einen Knappschäftsversin. as entspricht dem jetzigen 
and. Ls wäre zu begrüßen, wenn auch die 
Br sigen Industriezweige das Kneppschaftswesen gemäß den Ge- 
Setzesbestimmungen gestalteten wu einheitlien regelhen,und 
wenn die schon etz bestehenden freiwilligen Knanpschaftsver- 
eine in der Hüttenindustrie, Sowie die auf Grund Besetzlicher 
estimmungen bestehenden zu einem einheitlichen Knappschafts- 
verein für die Asenindustrie und die damit ZuSammenhängenden 
ndustrien zusammengefaßt werden könnten. Es herrscht da heute 
viel zu vie] Zerrissenheit und einer geringen Leistungsfähie- 
keit könnte begegnet werden, wenn man sich zu einer Vereinheit. 
Ichung und Zusammenfassung verstände. Besonders notwendig war 
die Einführu einer Altersrente. Der Entwurf sieht sj 
isher mußte der Nachwei 
‚Qlert zu werden. Bei & 


r 
u, 
- 


/ ; SlIe ja vor. 
Ss der Derufsunfähigkeit vor, um pensio- 
Trelchung eines gewissen le bens--und 
1enstalters kann zukünftig, wenn die Im Meseiz vorgesehenen 
| EhieLr zungen erfüllt sind, ohne den "achweis der Berufsun- 
‚fä ı&keit ein ersicherter sicl Pensionieren lassen. das ist 
‚eine wesentliche ‚grundsätzliche Verbesserung gegenüber früher, 
anndrechend vorge angen 1st. Es jst allerdings 
Oraussetzung, dak von den Dienstjahren mindestens 15 in wesent- 
ich römännischer Arbeit zugebracht werden müssen. Es ist da- 
bei wohl zu verstehen und im neich wird es praktisch so AUSgE- 
legt, daß diese 15 Jahr. wesentlich be rgmännischer Arbeit mit 
Dergmännischer Arbeit in unterirdischen Betrieben 
Darlın erblicken aber die Arbei er, die üher lage und in sonssji- 
peu knappschaftlichen Betrieben beschäftict s1n5, eine Härte. 
S1e äußerten den Wunsch, dep wesentlich 9£€ 
Pbrichen werden sollı | 


vragsform der Re 







R Hreiten sr emönnische Arbeit ge- 
os AT unterbreiten diesen “unsch in Än- 
SleruUngskommission und ersuchen 310.938 


Möglichkeit 


old 


aß sie dem Tranzö- 
die sie 
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Möglichkeit der Durchführung zu prüfen und bejahendenfalls ent- 
sprechend zu handeln. | 
ie Alterspension ist aber erst dann zweckentsprech- 
end, wenn das Gesetz selbst eine bestimmte Mindestleistung vor- 
Schreibt. Nas nutzen lebensalter- und Dienstalters renze zur 
Erlangung von Pensionen ohne Nachweis von Berufsunfähigkeit, 
wenn oder hent:nwert dauernd so niedri bemessen bleibt,daß nie- 
mand davon leben kann. Da eine muß Bit dem anderen gegeben wer- 
den, ‚d.h. das Gesetz muß auch eine Nindestrente festsetzen, um 
der Willkür vorzubeugen. hir fordern hier - es kam auch schon 
in dem Bericht zum Ausdruck- die Übernahnc der Bestimmung des 
heichsknappschafts esetzes. Hier ist die Altersrente so Jemes- 
sen, daß äuch die Nirtschaft des Saer 
betr. Beitra Sleistung tragen kann. Sie ist so bemessen, daß 
ein Arbeitnehmer,wenn er von der Altersrente bei Erfüllung der 
oraussetzungen Gebrauch machen will, auch davon in etwa lehen 
ann. Die Kegierungskommission hat gerade betr. dieses Falles 
einmal Gelegenheit einmal Gelegenheit, eine Probe aufs Exen- 
pel zu geben und uns zu zeigen, daß ihr die Wohlfahrt der Ken- 
‚mpfänger am Herzen liegt. | 
n der Begründung ist zwar gesagt, daL nach dem Ver- 
‚sailler Vertrag der französische Staat nur gewisse kna pschaft- 
liche lasten aufgebürdet erhalten dürfie. can dieser Grundsatz 
ier anerkannt würde, dann hiefe das: Stockung der knappschaft- 
lichen Entwicklung und Unbeachtetlassen der güecs wachsenden 
mappschaftlichen Notwendigkeiten. Wenn der rundsatz gilt,daß 
der französische Staat nur einen Mindestbeitrag gemäß er DBei- 
trägen von 1913 zu leisten habe, dann sind wir auf knappschaft- 
ichem Gebiet der Gefahr ausgesetzt, caB bei Minderung der Bei- 
tragszahlung automatisch auch eine "inderung der ienten in die 
7scheinung tritt. "ir missen cher umgekehrt fordern, daß der 
noräsische Staat die “eistungen aufzubringen hat an henten, 
die 1913 die Versicherten des waarbrücker Knappschaftsvereins 
bezogen und gemäß dieser leistung müssen dann nachher die not- 
wendigen Bei räge gestaltet werden. Es ist deshalb unbedingt 
notwendig, von der Negicrungskommission zu verlangen daß sie 
Ale wir Befordert haben, eine Mindestleistun festsetzt, gemäß 
der dann nachher in notwendigen Maße die Dei räge gestaltet 
werden. 
"ir wünschen auch, wie es Schon in dem Bericht zum 
Auscruck kam, zwei Beitragsklassen, jedoch nur eine leistungs- 
asse. Vir wünschen diese zwei Beitragsklassen, damit die 
Jugendlichen, die durch dieses Gesetz in die knappschaftäiche 
ersicherung erstmalig aufgenommen werden, durch die Beiträge 
nicht allzusehr belastet werden. Nach diesem Gesetz soll es so 
Sein, daß derjenige, der in dic Krankenkasse aufgenommsn wird, 
auch Be orten Mitglied der Pensionskasse ist. Zur beit 
beträgt schon der Beitrag zu den verschiedensten Versicherungs- 
ungen, Srankenversicherung, Invalidenversicherung und Knapp- 
nei revereicherung für die Vollarbeiter pro Monat im Durch- 
Schnitt 41,90 Fran en. Es geht nun nich; an, den Jugendlichen, 
die 3/10 bezw. 4/10 der geringsten Lohnklasse der Üdertagear- 
eiter erhalten, die gleiche eitragsleistung aufs bürden, wie 
den Vollöhnern. Es muL hier eine Zweiteilung gemacht werden, 
damit nicht cin Drittel oder </5 des Lonnes der jugendlichen 
rbeiter nachher durch Beiträge zur Sozialversicherung Wugge- 
ressen wird. "ir hoffen also, daß die högierungskommission 
den Vorschlägen, die wir gemacht haben und die ragbar, billig 
und gerecht sind,zustimnt. Notwendig ist auch das iuhen der 


Beiträge 


gebietes die Voraussetzungen 


ir 
ID 
In 
10 
Ii- 
R 
in’ 
Am 
® 
> 
2 
i® 
3 
o 
N 
Rı) 
Pr 
>. 
N‘ 
> 
» 
u 
BR 
nm 


4 9 ProZ 





> 
In 








Be: ER 


Beiträge während der Krankfeierzeit. Das Krankengeld ist nicht 
so bemessen, dab die krankfeiernden Bergleute die hohen Lasten 
der Fensionskasse tragen könnten und das Krankengeld ist doch 
in seiner letzten (wegksstzung dafir da, daß der kranke Mensch 
möglichst bald scine Gesundheit, seine volle Arbeitskraft er- 
halten soll. Yird_das Krankengeld nun zum Teil verzehrt durch 
die Beiträge zur Pensionsversicherung, so wird das Krankengeld 
in seiner Zwecksctzung saboticrt. Deswegen müssen wir auch hu r 
von der EEE verlangen,dal während der Krankfeierzeit die 
Beiträge ruhen, diese “sit aber als leistungszceit in Anrech- 

nung gebracht wird, genaı wie das früher der Fall war daß auch 
die Nilitärjahre als leistungszeit galten, ohne ‚daß Beiträge 
zu entrichten waren. Beireffend dieser großen Fragen haben wir 
nur die wichtigsten gestreift,weil alles andere sich aus den 
Kommissionsbeschlüssen ergibt, die der ıegicrungskommission 
unterbreitet werden und die auch der Presse zugegangen sind 
und den interessierten Kreisen mitgetsilt werden können. 

In dem Entwurf begrüßen wir auch die angebannte Demo- 
kratisierung. larin ist dag «wich auch bahndbrechend vorange- 
gangen. Allerdings, meine Herren, gehört zu demokratischen Pa- 
ragraphen in der !raxis nachher auch demokratischer eist, wenn 
diese Destimmungen nicht zur Farce werden sollen. Ich wil} 

ier keine Kritik üben an dena Zuständen, die sich drüben ergeben 
haben, sondern will sagen: demokratischer Geist und demokratis che 
usgestaltung erforderu auch, dab die Verhältniswahl bei der 
Wahl der Knappschaftsältesten in Anwendung kommt. Das ist nicht 
nur Screcht, Sondern auch praktisch durch Suhrner. Dei dem 
St. Jngberter Knappschaftsverein war die srnältniswahl schon in 
Anwendung gewesen, ohne daß sieh größere »chwierigkeiten erge- 
ben hätten. Was dort möglich gewesen ı3t, muß auch hier für den 
Saarbrücker Knappschaitsverein möglich genacht werden. Es kommt 
auf den guten Willen und demokratischen Geist an. Wir hoffen, 
daß das Haus unserer Meinung ist und sich für die Verhältnis. 
wahl auch der Knappschaftsältcsten ausspricht. Dann kann der 
bsatz 3 in 3 52 in Wegfall kommen, der nur eine "Kannvorscehn ft" 
darstellt. 


Zu begrüßen ist die Einbeziehung nichtaktiver Mitgelie- 
der in den Vorstand; dadurch ist es möglich,daß schiießlich äuch 
Gewerkschaftsangestellte im Vorstand vertreten scin können.Auch 
soll ein erster und zweiter stellvertretende r Vorsitzenderposten 

eschaffen werden. Hier hätten wir das eleiche zu verlangen, wie 

ei der Arbeitskamner; da forderten wır, daß der Vorsitz ab- 
wechselnd von Arbeitnehmen und Arbeitgebern ausgeübt wird. So 
mul. es auch hier sein, zumal dic Arbeitnchmerschaft auch ale 
Hälfte get Beiträge aufzubringen hat. Wir müssen verlangen, daß 
für den vaarbrücker Knappschaftsvcrein 2 Vertrauensmänner der 
Versicherten in die Verwaltung einbezogen werden. opeziell hier 
wünschen wir, daß die Interessentenkreise in der jetzigen Ver- 
waltung der Entwieklurn- menr Hechnung tragen un! mehr demokra- 
vischen Geist bekunden sollten und nicht nintenherum des Hecht 
der Versicherten schmälern. Men darf nicht so tun, als ob ein 

rbeiter, der keine höheren Schulen besucht hat. sich nicht 
auch in Knappschaftsangelegenheiten einarbeiten und später in +» 
der Verwaltung Truchtbringende Arbeit leisten können. Man muß 
endlich mit dem alten Zop? aufräumen. 

. „Zum 2chluß fordern wir die "egierungskommission auf, 
Eine Pereinigung der Verhältnisse zwischen den hiesigen Knapp- 
schaftsverein und den lothringischen Knappschaftsvereinen hin- 
zuarbeiten und daß Abschlüsse von egenscitigkeitsverträgen bal- 
digst zustande komnen. 

| Meine Herren! Die Kommission hat fleißige Arbeit 
eleistet, sie hat einen hekorg aufgestellt. Nun liegt es an 

er hegierungskommissıon ebenso zu nandeln und in ihrer 


Ditzung 
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Sitzung am 15. Juli der. Entwurf, so wie er hier verabschic& t 
wurde, zum Gesetz zu crneben. Das ZORSprSohe 005 Notlage der 
Kentenempfänger und der Pflicht, die ihr obliegt. 

Meine Herren! Gestatten Sie, wenn ich im Anschluß an 
die Ausführungen zu vorliegendem Gusstzentwurf noch einige Be- 
merkungen mache, die argesichts der Verhältnisse im Saargeh et 
von uns als Volksvertreter gemacht werden müssen. Schon in der 
letzten Su EunE haben wir mit allem Ernst und allem Nachdruck 
die Megierungskomnission auf die Zustände verwiesen, die leider 
Gottes im Saargebiet eingerissen sind. Es herrscht im Saarge- 
biet eine Erregung, wie nach nie, und man braucht kein Prophet 
zu sein, um zu sagen, wenn hier nicht von allen Verantwurt- 
lichen baldigst das Notwendige geschieht, um dieser Erregung 
zu steuem das Saargebiet tatsächlich schwarze Tage erleben 
wird. Nicht die arbeitnehmenden Schichten sind an den Verhält- 
nissen schuld,bei Gott wicht; wer sich der Mühe unterzieht und 
den Dingen auf? den Grund geht, wird bald die Ursachen erkannt 
haben. Nan muß sagen, daß man sich wundern muß, daß die Arbeit- 
nehmerschaft des »aargebietes trotz der großen Not eine wunder- 
bare Disziplin an den Tag legt. Sehen Sie sich im Bergbau um, 
um Bexzspiele zu nennen. Hier wird seit Monaten um lohnerhöhung 

ekämpft. Meine Herren! Das sind keine Phrasen, die ich sa. 
ir müssen den Ausgangspunkt suchen. Es kamen sinigermaßen sta- 
bile Verhältnisse mit der Einführung des Franken als gesetz- 
liches Zahlungsmittel ins Saargebiet. Bei der Einführung des 
französischen Franken betrug die Teuerurgszahl der Stadt Saar- 
brücken mit Bekleidung 333, im Dezember 1924 503, das entspricht 
einer Steigerung von 51,5 6 Der Lohn der BER ent? betrug B,86 
Franken ii im 4. Vierteljahr 1924 21,93 ohne Familienzulage. 

Das ist eine Steigerung von 16,3 > obschon die Teuerung um 51% 
gestiegen ist. Diese Gegenüberstellung besagt alles. Die Steige- 
rung der Löhne Zür Arbeiter unter Tage betrug 19,2 7%. Um nu 

anz gerecht zu gehen, wenn wir die Durchschnittsteuerungszif- 

er der Monate Juni, Juli,August und September 1923 nehmen, dann 
ergibt sich bis Dezember 1934 eine leuerungssteigerung von 32,4% 
Der Lohn ist aber immer wieder nur um 16,8 % bezw. 19,2% ge- 
stiegen. Durch diese unglücklichen Verhältnisse wurde die Kauf- 
kraft der breiten Ärbeitnehnmerschichten automatisch verringert 
und hat sich in diesem Jahre noch mehr zu ungunsten der Arbeit- 
nehmerschaft verringert. Meine Herren! Die Bergwerksdirektion 
hat dieser lage gesagt, daß sie nach Teuerungse mitt lungsmetho- 
dea von ihr seit Dezember 1924 bis Juni 1925 eine leuerungs- 
Brei pe zung um Sanze 2 Punkte ermittelt habe,sodaß den Be gleu- 
ten 5 Gentimes mehr zustünden. Wir spüren es am eigenen Sekd- 
beutel, daß die Waren nicht billiger, sondern teurer geworden 
sind. Hier habe ich den Finger auf die Wunde gelegt und aufge- 
deckt, was die breiten Volksschichtien in diese Erregung ver- 
setzt hat, das Nißverhältnis der sufkraft ihrer Löhne zu der 
tatsächlich zu verzeichnenden leuerurg. Dieses Nißverhältnis 
besteht nicht allein im Bergben, es besteht auch in der Hütten- 
industrie. Dort finden leilstreiks statt, nicht aus Wollust, 
sondern weil der Lohn im Mißverhöäitnis zu der Teuerung steht. 
Dasselbe ist bei der Eisenbahn und den übrigen Arbeitnehnmer- 
schichten der Fall. Die Regierungskonmission hat für die Eisen- 
bahnarbeiter in ihrer letzten Sitzung 5 Centimes bis 12 Oentimes 
pro Stunde mehr geraa ig, Die Erregung wurde dadurch nur noch 
estsigert. Die Angestellten der Falıs rie und die Angestell - 


en im Bergbau werden heute nezanlt, daß sie unter diesen M Bß- 
Ständen ebenfalls schwer zu leiden haben. Neine Herren! Es 
erübrigt sich,hierüber noch Erläuterungen zu geben. Noch eins, 
wie 
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wie schlimm sich diese Dinge auswirken, wenn arbeitenden Nen- 
schen das nicht gegeben wird, was sie zum Leben brauchen, dann 
geht der arme Mensch hin und wendet die Sicherheitsmaßnahmen 
nicht so an und das drückt sich in der Unfallzahl aus. 

eine Herren! Ich glaube, wenn wir dem Volke einen 
Dienst erweisen wollen, lann fordern wir mit allem Nachdruck, 
daß diese Mißstände beseitigt werden und wenn die Kegierungs- 
kommission gut beraten ist, dann tut sie das, dann besinnt sie 
sich ihrer Pflichten und hilft das erreichen, daß dem arbeiten- 
den Menschen das wird,da3 er nicht weiter verbittert wird und 
Sich auch endlich seines Lebens freuen kann. | 


( Bravo- Rufe ) 


itzender: Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 


ann (S.P.): Meine Herren! Ich vetone, daß auch wir bedauern, d& 
die hung der Vorlage im .andesrat so schnell getätigt wer- 
den mußte. Ich kann nur den Protest der Liberalen Volkspartei 
nicht verstehen, da ich persinlich, sobald die Vorlage gekommen 
ist, erklärte, daß unsere Partei auf dem Standpunkt Babe daß 

ie Beratung beschlenaist getätigt werden müßte. In der ersten 

omm1lssionssitzung beantragte icn auch, daß bereits im laufe 
dieser Woche, Mittwoch, das war gesterm,die Verabschiedung getä- 
tigt werden sollte. Nit diesem meinen Vorschlag war man damals 
nicht einverstanden. Nan heste Bedenken dagegen. Aber gerade 
der Vertreter der Liberalen Volkspartei wer mit diesem meinem 
Vorschlag einverstanden gewesen, Sr erklärte, daß er am Donners- 
vag nur nicht könne,da er verreisen müsse. Aber Mittwoch Nach- 
mittag ser er da und die Geschichte könne dann gemacht werden. 
Gerade die Herren von der Zentrumspartei äußerten Bedenken, daß 
man so Schnell an die Geschichte heranzehen soll+e. Nachdem wir 
nachträglich festgestellt hatten, daß die Negierung ihre letzte 
>itzung am 15.Juli halten werde, haben wir nochmals am Montag 
in der Kommissionssitzung zu der “rage Stellung genommen und 
auch da wäre der Vertreter der Tiberalen Volkspartei damit ein- 
verstanden gewesen, wenn wir gestern Nachmittas die Geschicht 
verabschiedet hätten. Es ging aber leider nicht. lan kam zu dem 
rgebnis, die Geschichte heute morgen zu machen und nun kommt 
von der Seite ausgerechnet der Frotest, daß man die Geschichte 
mit einer zu großen Beschleunigung berüten gehabt hätte. 
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( Zurufe: Hört, hört !) 


Ich gebe gerne zu,daß die Zeit etwas knapn gewesen ist,aber mit 
Sınıgermaßen gutem Nillen wäre es auch den Nsrren möglich ge- 

Been, mit ihren larteifreunden üher die Frage verhandeln zu 
Önnen, 


a 


( Zuruf : Sehr richtig !) 


en, in den Verhandlungen, die bei den & Berghäuptmann getätigt 
worden Sind, soviel mir bekannt ist,anwe 
ich betone ausdrücklich, unsere Partei kann den Pratest der 
Liberalen Volkspartei nicht verstehen. E 
auch nicht ange ührt werden, caß wegen der beschleunigten Be- 
ratung schließlich der Protest ernoben worden sei. 
‚ Nun zur Sache selbst ! Erst die Entwicklung der knapp- 
Schaftlichen Versicherung und deren Bedeutung für < 
elter selbst. Es ist bexannt, daß seit bestehen de 


besonders da_die maßgebenden Herren, die sich 
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die Bergarbeiter eine SonJerstel.ung eingenommen hatten. Die 
Bruderladen und Büchsenkossen, die als Vorläufer der heutigen 
knappschaftlichen Versiclierung anzusehen sind, bestehen im vaar- 
ebiet seit dem 1L8.Jahrhindert. Eine Botschaft des Fürsten von 
Nassau redet dayon bereiss 1769. Diese damalige SOrBaZESTanE 
ar eine reine Versicherung der Bergarbeiter selbst. Sie hatten 
elbstverwaltungsrecht, brachten natürlich auch selbst die Lasten 
auf. 12854 kam dann das erste preußische Gesetz, das 1865, 1906 
und 1912 ergänzt worden ist. Wir haben das Sesetz von 1912 heute 
zur Beratung vorliegen und betonen ausdrücklich,daß dieses Ge- 
setz, welches die Grundlage der knappschaftilichen Versicherun 
für das Saargebiet bieten soll, in Seinem wesentlichsten Inhalt 
bereits 1854 erlassen worden ist. Daraus kann man schon sehen, 
daß das Gesetz veraltet un. sehr reformbedürftig ist. Auf Grund 
dessen kann ich es nich: verstehen, daß die Regierungskommission 
noch diesen aLten Geseizesboden, der für die heutige Zeit _über- 
haupt nicht mehr anwendbar ıst, zur Grundlage der Neuregelung 
nehmen wıll. Ich betone daher, daß nach meinem Dafürhalten,mag 
man die Sache ansehen wie man will, unbedingt dahingehend ope- 
riert werden muß, daß Jas nee Keichsgeseiz, wenn nicht jetzt, 
dann aber in aller kürzester Zeit im vaargebiet eingeführt wer- 
den muß. Sollten solch unüberwindliche ©chwierigkeiten vorhanden 
sein, wie sie vonseiten der Kegierungskommission hingestellt 
werden, glaube ich betonen zu sollen, Jaß diese Kegelung nur ei- 
ne vorübergehende sein kann und alsbald aas Keichsgesetz einge- 
führt werden mul. 
Meine Herren! Wi=z hat sich die Pensionshöhe entwickelt? 

Im Jahre 1889 betrug die Pension im Verhältnis zu dem Vollhauer- 
lohn 32%. Damals gab es noch keine Deichsinvalidenrenten. Sie 
wissen, meine Herren, daß die sogenannte Ärbeitsrversicherung 
erst in den 80 er Jahren entstanden ist und 1889 wurde die In- 
validen-und Hinterbliebenenversicherung erlassen, die aber prak- 
tisch erst in Täiigkeit trat 1691 una 1892, weil um diese Zeit 
erst die Anwartschaft auf fiecnten erdien:5 gewesen ist. In den 
Jahreu 1891 bis 1899 betrug die Pension einschließlich Reichs- 
äinvalidenrente 38,40% des Hauerlonnes. In den Jahren 1900 bis 

Emo 35,40%, 1907 bis 1914 50 %. Im März 1924 17,6% und im 
März 1928 22%. Diese EROR ORIE oie im März 1925 ın die Erschei- 
anne tritt, kam deswegen; weil die Heichsinvalidenrente mittier- 
weile erhöht worden ist und weil bei dem Saarbrücker Knappschafts- 
verein an ersten Februar eine Sonderzulage gewährt wurde, die 

aber für die Reichsinvalicenempfänger praktisch nicht in die 
Erscheinung tritt. Nach dem uns verliegenden Entwurf würde ‚wenn 
man der Begriindung folgen könnte, die -ension einschließlich 
Reichsrente 33% vom tariflich vereinbarten Hauerlohn betragen. 
Würde aber die Sozialzulage, die auch ein Bestandteil des Hauer- 
lohnes ist, mit cingerechnet werden, dann beträgt die Pension 

und Kente nur 28% während 1889 bereits 32 % gewährt worden sind 
und in den letzten Jahren vor dem Krieg 50 %. Der Entwurf 
friedigt also auf keinen Fall. Er kommt nicht annähernd an das 
heran, was von »eiten der Bergarbeiter,der Pensionäre, Witwen und 
ıaısen gefordert wird. 


eine Herren! Seit Erlaß des Reichsknappschaftsgesetzes, 
welches wie bekannt, am 23. Juni 1923 nach längerer Beratung vom 
deutschen Reichstag verabschiedet worden ist,verlangen die Br 
Arbeiter durch ihre Organisationen die sinngemäße Einführung des 
sesetzes. Es sind schrirtlich Anträge gestellt worden,desgleic hen 
auch mündlich. Aber in den ersten Jahren des Er!nsses hat die 

ei Sierunzskommi.ssion auf die Forderungen überhaupt nicht reagert. 
Erst am ö.Juni 1924 habon wir erstmalig zu hören bekommen, und 
zwar in einer Verhandlung auf dem Überbergamt, daß die Regie- 


be- 


tung an eine Neuregelung des Knappsckaftswesens gehen wolle 
auf 
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auf Grund der Anträge, di» 


“eit- ich betone ausdrücklich, daß besonders die Ber arbeiter- 
organisationen und ihre Vzrtreter im andesrat jede elegenheit 
benutzt hatten, diese Anträge zu stellen- sind auch die Berg- 
arbeiterorganisationen dran und dran, daß dieses 

Daargehiet eingeführt werden so,] 
brücker Knappschaftsvere:ns, in dem sie 
treten sind, indem sie s..ch aber troiz a 
keit eine Position erworben hatten, haben sie des ü teren auf 
dem OÜberbergamt nit dem „erghauptmann verhandelt. 5; 

Li “em Afäsidenten des Verwaltungsrates 
er Barbruben , mit der Dergwerksdirektion mit dem iranzösi- 
schen Arbeltsminister ung 
ommission,sowie mi} den einzelnen Ministern. In den ersten Ver- 
handlungen erklärte man sehen abstrakt, daß die sinneemäße Ein- 
führung des Heichsgesetzes unmöglich sei. Man hatte dann erklärt, 
daß einige Destiumungen des teichskneppschaftsgesetzes in das 
neue Geseiz aufgenommen werden. sollten, Ich kann sa en, daß bei 
den ersten Verhandlungen nicht viel herauskam. Auf Grund dessen 
Auen ja auch bereits die zwei Entwürte des Herrn Berghauptmanns 
und es dürfte Ihnen bekann- s2!n, daß der une vorliegende Ent- 
wurf bereits der dritte ist. [ch betons ıch stehe auf dem Stand- 
punkt, daß der Sınngemäßen Binführung des Keichsknappschafts& - 
Setzes keine unüberwindliiche Schwierigkeiten entgegenstehen. Der 
räsıdent dei Nesierungskomnission arkiärte wohl i 
vom 8. Januar ds.Js.,dak ome us timmung des französischen Staa-. 
tes Gieses Gesetz im Saargebiet nicht eingeführt werden könnte. 
Er gegründete seine Auffassung aanit,daß_der französische Staat 
im $ 23 des ersailler Versrages dieses Recht erhalten habe. Was 

L. ? Der Versailler Vertreg besagt 
enZzösisene Staat zu befragen ist,wenn 
esetze geändert we den,die. die Ausveutung der Daargruben betref- 
fen und er weig- eusdrücklich auf den $ 12 des Versailler Ver- 
trages hin. In 8 2 ist; aber von einer \appschafts-oder Sozial- 
versicherung nicht die Rece. Ders kann man’ Sehen, daß der Para- 
BR aavon üvernaupt nichts sag;. Nenn also die Väter des Ver - 
Salller Vertrages eıne Teiragung des französischen Staates in 
diesem Falle hätten neven wollen, dann hätten sie neben dem > 12 
auch den 9 14 herangezogen. ch nehme an, da» man das sicher ge- 
Nacht hätte. Das ı5t aber Dich* der Fall. Auf Grunddessen kann 
und mu3 man die Auffassung neben, daß eine ”eiragung des franzö- 
S1Schen Staates nach dem 'ersailler Vertrag nich: gegeben ist in 
Unserem Falle und on es doch der le&ll wäre, könnte man aus 
dem Wort "Befragung" immer noch keine "Zustimmung" xonstruiceen. 

an auch der lendesrat ist zu erragen, wenn Gesetze geändert 
Werden. Wir sind ges örteren yefregt worden und haben unser Ur- 
teil efällt, aber die 7 Sı,erunz hat sien nich: daran gestört. 

enn diese Auffassung bei der negierungskommissiyn vertreten wird, 
ann ist nach meinem Dafürhalten diese Auffassung einseitig zu- 
seunsten des französischen Staates versreten worden. 


“> a rkche Et 
(Zurufe: Sehr eu; !) 


Das kann nach »einen Dafürhait 


| irlälten eine gerech;e Re lerung, die 
vom Völkerbun. eingesetzt: ist, inerhaupt nicht Verne. Sie 
Ann. das eine, Aaß he; NE die 8 Simmung auch in Frage kommt, 
Oder sie muR dafür Sorgen, daP keine Zustimmung konstruiert wer- 
den kenn. | 


‚Weine Herren! Dann nabe ich zu beionen, was bringt 
das Heichsknapuschaftsgeser- Mb 23.04.?: Das. R.K.G, brachte für 


_gas. 


auch mit dem -räsidenten der hegien ngs- 


ın einer Sitzung 
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das Reich und Bergarbeitar, dann Hinterbliebenen, Invaliden usw. 
eine große Reform mit sich. Es brachte mit sich,daß während noch 
im Jahre 1916 116 Vereine vorhanden gewesen sind,ist für das 
Sanze Keich ein Knappschaftsverein gebildet- und hätten wir 
nicht die außergewöhnli chen politischen Verhältnisse im Saar- 
gebiet so wären wir auch in diesem Sroßen Verein aufge angen 
und hätten disselben gesetzlichen Bestimmungen, die jetzt Arü- 
ben im Reich maßgebend sind. Wir nehmen an, daß nach"1935 ale 
politischen Verhältnisse anoere sind und wir gehen dann so wie 
so in diesen Verein auf und erhalten auch Glese gesetzlichen 
estimmungen. Deshalb schon allein müßte die egierungskomnis- 
sion einsehen, daß der Gesetzeshboden des Saargebietes dem Ge- 
setzesboden des Reiches angepart werden muß. 


BR 


(Zurufe: Sehr gut!) 


Das Reichsgesetz sieht neben der Erweiterung der Rechte der Ver- 
Sicherten eine Mindestpens:on vor, die 40% des jeweiligen Hau- 
erdurchschnittslohnes betragen mıB. Diese Fassung ist als die 
wichtigste Fassung des Heichsg.setzes anzuschen. Die Kegierung 
will aber diese wichtige Fassung nicht übernehnen. Meine Herren, 
n Zelten der Inflation eine Bestin- 
mung da sein mıß, daß auch cje Kenten und Pensionen sich eini- 
germaßen der Entwertung des Geldes anpassen müssen. Es wird Ih- 
nen bexannt sein, daß “le Arheiigeber, ob es im Saargebiet die 
„nzosen sınd oder im Deutschen Reich die Deutschen, nie das 
Insehen in diesen Tragen haben wie es der staat, die Regierung 
haben muß und wie es von den Arbeitern und den betr. Pensions- 
empfängern gewünscht wird. Die Kegierung und der Gesetzgeber 
müssen aAufg-und dessen ala öffent iches Organ vorbeugen, daß 
auch der Arbeitgeber in solchen Situationen gezwungen wird,die- 
Ses oder jenes als Mindesimaß zu gewähren. Es ist Ihnen bekannt, 
daß die Berswerksdirektion in letzter Zeit jede Erhöhung der 
eaSıonen Siatt angelehnt hai, weil sie glaubt sagen zu sollen, 
daß die Lasten seitens der Grubenverwaltung nicht gevragen wer- 
den können. Wir wissen vestimmt, daß diese Lasten getragen wer- 
en können und es ist zu erklären, Jaß es so ia Saar ebıiet nicht 
weitergehen kann. Weine Herren! Tas Neichsgssetz bestimmt. daß 
die Mindestpension gewährt werden muß und diese beträgt jetzt ; 
für Anappschaftsinvalicen, wenn man die Goldmark zu 4,80" Tres. | 
 umrechnet- ich will nicht einmal den heutigen Kurs zugrunde 
leger- monatlich 338,60. he Witwenpension beträgt die Hälfte 
davon = 167,70. In der Zrühler Knappschaft, die an das Saarge- 
biet angrenzt, ist die nsion 316.80 für cinen Invaliden und 
für eine Witwe 158,40. Diese Pension wird gewährt bei 25 Mit- 
Sliedsjahren. Im Knappschaftsverein des S ergebietes beträgt die 
ensıon bei gleicher Mtgliedszeit 81.25 Frs für den Invaliden 
und für die Witwe 43,-Rres, monatlich. Diese Beträce erhöhen 
Sich, wenn die Reichsren-e nicht gewähr; wird um 2U.-Fres für 
den Invaliden und 10.=Fres für die Witwe. Bei der gleichen Mit- 
gliedszeit betrug die Pension in der Vorkriegszeit umgerechnd 
zu 4,8 156.-Fres für den Inralider und füg die Witwe 94.-Fre. 
Bei 80 jähriger Mitgliedschaf; betrug die Pension in der Vor- 
TIESSZEIT einschließlich artegeld 288,50 für den \nvaliden 
und 116.-Fres. tür die Witwe, Se beträgt jetzt monatlich für 
den Invaliden einschließlich aller Zualgen 120,75 Prs und SU ,45 
ür die Witwe. Also kaum die Hälfte von dem, was in der Vor- 
Fıe&szeit gewährt worden ist. Würde das Keichsknappschaftsge- 
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setz Tür das Daargehiet maßgenend s ‚. dann würde” die jetzige 
ensılon nach dem Kauexlohn,der 23. esrägt, Z&l.-Pres’für den 
avaiıden und 130,50 Yres. für ci: 
16 ersehen, da wir noch weit} 
T1esszeit gewährt worden ist. m 
Gesetz erhoden würde. | 
wesentlicher Fortschritt entstan'e 
will ich an einen Be; 
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Gem sind,was in der Vor- 
rklich der Entwurf zum 

. Senen, daß im Heich ejn 
st und diesen Fortschrit+ 


Die 


cıS Witwe betragen. Daran könren 
16€ 


7Vv 





co 
Io 
00 


a 


Die Brühler und Achener IKnappschaft zahlt ein und dieselbe Pension. 
In diesen Bezirksknappschaftsvereinen sind alle Zifeler Here 
schaftsvereine aufgegangen. Auch derjenige von Münster am Stän, 
der: 7 Mitglieder zählte. St.Goar Elite in der Vorkriegszeit 
4.-M monatliche Pension, während der S.K.V. 48,65 M auszahlte. 
Der Pensionär,der früher 4,-M bezogen hatte, bekommt soviel,wie 
der, der annähernd 50.-N bezogen hatte. Das sind Zustände, dieun- 
bedingt beseitigt werden müssen. Deshalb verlangen wir die sınn- 
emäße Einführung des Keichsknappschaftsgesetzes sowie überhaupt 
ie Gleichstellung der Sozialversicherung des Saargebietes mit 
derselben des uübrizen Deuischländs. Meine Herren! Es muß betont 
werden, daß eine Zerrissenheit innerhalb der Sozialversicherungs- 
gesetze des Saargebietes besteht, daß sich selbst die Regierungs- 
räte, die diese »ache zu bearheiten haben, nicht mehr auskennen. 

























(Zurufe: Sehr gut !) 


Oft ist es uns schon vassiert. daß der Richter den Gesetzesboden 
nicht mehr kennt und es o ist des Öfeteren vorgekommen, daß_Ver- 
tagungen vorgenommen werden mubten, weil der Richter erst alle 
Verordnungen und ürlasse durchgehen mußte, um ein einigermaßen 
gerechtes Urteil rällen zu können. Und darum glaube ich, betonen 
zu müssen, wäre es notwendig, daß alle Sozialversicherungs-Ge- 
setze den deutschen Reiches hier übernommen werden müssen und daß 
aufgrund dieser Übernahme eine einheitliche Rechtsprechung ge- 
schaffen wird. Meine Herren! Was für die Kriegsinvaliden mögli ch 
gewesen ist- man hat das Reichsversorgungsgesetz im Saargebiet 
eingeführt,sogar mit Goldmarksätzen, trotzdem die Währungsverord- 
nung dem entgegenstehen soll- müßte auch hier möglich sein. Die 
Beamtenbesoldungsfrage hat man ähnlich wie im Meich erledigt, so 
kann man auch für die Armsten der Armen das Gesetz übemehnen. 





(Zurufe: Sehr richtig !) 
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Was hindert dis Regierung zu sagen, die Keichsgesetze sind maß- 
ebend, die Goldmarkbeträge werden zu dem Kurs umgesetzt, wie er 

er die Beamtenbesoldung maßgebend ist. Kein Mensch hindert sie 
aran. 

Finftens, was bringt der Entwurf der hegierungskon- 
mission ? Nach dem Entwurf kann, wenn man der Begründung folgt, 
die Pension bei 20 Dienstjahren einschließlich Narte ar und oh- 
ne Reichsrente 181,56 mon&tjich betragen. Einschließlich Reid s- 
rente an. sie nach dem Entwurf 213,3 begtragen. ich habe be- 
reits in Frozenten ausgedrückt, wie die *ension in der Vorkriegs- 
zeit bestanden hat. {ch will jetzt kurz einige Zahlen nennen. 

ei gleichem Dienstalter wie oben angeführt, betrug die Iension 
1915 = 40,30 monatlich und das Nartegeld 8,35 = zusammen 48,65M 
X 4,8 = 233,50 Franken monatlich Der Entwurf sieht jedoch nur 
181,66 vor, also ein Weniger von 51,54. 
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(Zurufe: Hört,hört ") 
(Zuruf Beinhard: Nur zahlenmäßig !) 


Wenn man einen Kurs von 5,10 zugrunde legt, beträgt das Wenig r i 
sogar 66,45 Fres. Die Meicherenic betrug monatlich 1913_ 26.-M | 
bei 30 Dienstjahren ist zu 4,8 genommen = 124,80 = mit Pension 

d “iente zusammen 40,50 M und 26.:-M = 66,30 X 4,8 = 816,80. Der 
Entwurf sieht eine Summe von 213,33 in seiner Begründung vor. Es 

kommt ein heniger won 4,91 heraus bei sinem Kurs von 4,8 und 


bei einem Kurs vo: 5,10 von 124,80 Tres. In der Begründung des 


Entwurfes 
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Entwurfs ist aber auf Seite 5 und 6 zu lesen, daß die Bergark i- 
ter, Invaliden usw. nach dem Versailler Vertrag einen Anspruch 
auf den Friedensbetrag vrheben können. &s heißt da: Die Pflich- 
ten des französischen Annätge sind ausdrücklich auf diejenigen 

eschränkt, die sich aus den am l1.Novenber 1918 in Kraft befind- 
lichen gegetzlichen Bergbaubestimmungen ergeben. Man kann dem- 
nach mi esetzesänderungen, die inzwischen im wich vorgenon- 
men warden, nicht die Erhöhung der +asten begründen, welche der 
Friedensvertrag unabhäneig von diesen Wirkungen haben wollte. 
Innerhalb der oben umserrlebenen Tasten haben jedoch die Arbei- 
ver das Hecht, Leistungen zu fordern die mindöstens denen von 
1 und wenn möglich denen vor dem Kriege gleichkommen. Zu ei- 
nem Teil hat die Begründung enerkannt,daß wenn möglich,auch die 
Pensionshöhe gefordert werger kann, die in der Vorkriegszeit 
gewährt worden ist. Meine srren! Nun ist die Möglichkeit zu 
ergründen, ob die lage im Berehan so ist, daß die Fensionshöhe 

er Vorkriegszeit gewährt werden kann. Ich betone: Ja. Ich wer- 
de darauf später noch zurückkommen. Wir betonen ausdrücklich, 

ab in dem Gesctz die Verankerung einer NMindestpension unbedingt 
vorsenommen werden muR und auch möglich ist. Meine Herren! 
30 habe vorhin ausgeführt, Jaß Pension und Nartegeld nach der 


“er Pie Entwurfes 181,66 betragen. Nehmen wir nun an, 
daß eine NMindestpension festgesetzt würde, da vertrete ich die 
uffassung 


‚daß schon bei dem Mindestbeitrag, den der Entwurf 
vorsieht, eine Mindestpension von 25% bei 25 Dienstjahren fest- 
esctzt werden kann. Denn da würde die Pension ausmächen, wenn 
1eser Datz festgelegt würde, bei 30 Dienstjahren 195,75 Frark en 
also nur 14,09 Fres. mehr gtgenüber dem »atz, derin der Be- 
Fündung angezogen ist. Dann zieht die Segründung un, daß 12 % 
er Einnahmen zur Keservebildung verwendet werden sollen. Ich 
betone aber, daß, wenn men diese Kapitalbildung etwas abschwächt, 
ganz gut beı den gesetzlich festgelegten „oıtragssätzen man be- 
reits eine Mindestpension gewährt werden karı. Ich betone aber, 
daß der Entwurf von dem Gedanken ausgeht, daß die Beitrags- 
Sätze 117. zusammen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer betragen 
sollen vom teriflich vereinbarten Durchschnittslohn, das wäre 
also 26,10 Fres. om Schicht. Die esründung weist aber selbst 
darauf hin, daß 1913 die betreffenden Beitragslasten 5,2% oder 
insgesamt 10,4% für die beiden Deiten betragen hatten und zwar 
etragen hatten von dem damals gewährten Hauerlohn. Damals gab 
es aber roch keine sozialer Zulägen. Sie sind also nach meinem 
Defürhalten, wenn man Eine Beitragslast, so wie sie in der Vor- 
Arieeszeit zugrunde gelegt worden ist, zugrunde legen will,auch 
yerz mıt zu berücksichtigen und da beträgt der Durehschnitts- 
ohn einschließlich Sozia zulagen nach den Angaben des Oberberg- 
amtes 30,96 im ersten Viertel des vahres 1925. Es würde also 
auch eine ansehnliche Deitrasserhöhung ausmächen gegenüber der 
Begründung selbst. Nehmen 4s e1..1al an: 26,10 Fres, macht ei- 
nen Lohn von 652,50 Fras. monatlich,davon 11 7 als Beitrag ist 
71,78 ab 1: Fres. Beitrag zu Invali enversicherung und Hinter- 
teberenversicherung, macht noch 58,78 gegenüber einem Beitrag 
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von ‚(9 jetzt. Es wäre also ein \iehrbeitrag Segenüber jetzt 
für beide Teile zusammen von 18,5 _Frs. pro Monet, oder für je- 
den Teil etwas mehr als 9.-Fres. Die eıtragssrhöhung wie sie 
in der egründung angezogen ist, ist sehr minimal un daran kann 
man auch Schon erschen . daß keine gewaltige Erhöhung der 
elstungen gewährt werden xann. Nimmt man &ber den Lohn mit 
Sozialzuluge 30.60 mal 25 Schichten ist /659.-Fres. monatlich. 
ann macht der Beitrae 84,15 ge&snüher 70,78, die -erhoben würden, 
wenn der Lohn von 26.10 zugrunde gelegt würde. Es würde also 
1er ein Mehr von 13,37 monatlich in die Erscheinung treten. 
as würde ausmachen bei 70 000 Beitragszahlern 935 900 


h | Lore 799 30V Fres. im 

Monat mehr, also annähernd eine Million mehr, wie sie die Be- 

Sründung des Entwurfoe aufweist. Nchmen Sie die 13.-Fres wieder 
| ab 
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ab zur Invalidenversicherung und Hinterbliebenenversicherung, 
dann bleibt noch ein Beitra: von 71,15 Fres. Das würde ausmächen 
bei dem Saarbrücker Knappschäftsverein bea 67 000 ee 
lern monatlich 4 767 050 Fres. Einnahmen. Die Einnahmen betragen 
jetzt 2 688 180 , das würde also ein Mehr von 2 078 870.-Fres. 
edeuten. Wenn man betrachtet, daß eine 12 Zige Rücklage näch 
der Degründung in Erwägung gezogen worden ist, so würde diese 
Ricklage betragen 12 % von _4 767 050 = 972 046 Frs. Es würden 
also verbleiben 4 195 004 Fres. Die jetzigen Ausgaben des S.K.V. 
betragen monatlich 2 250 000.-Fres, worunter 250.000 Fres für 


sonstige Ausgaben enthalten sind, sodaß die Ausgaben für die 
ee er 2 Millionen Franken betragen. "enn man also 
je 


eiträge in dem Mindestsatz, wie ihn der Entwurf vorsieht 
rechnet auf den wirklich verdienten Hauerbruttolohn einschließ- 
lich Sozialzulagen, dann wäre eine Erhöhung der jetzt gewährten 
Pension um 100 % möglich. Das bedeutet, dab die Fension, die 
bereits jetzt gewährt wird,verdoppelt werden könnte. 
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( Zurufe: Sehr richtig !) 


Die Rücklagen, wie sie der Entwurf vorsieht, könnten bestehen 
leiben, vielleicht auch 10 % zur Grundlage gekommen werden,die 
nach meinem Dafürhalter ganz gut ausreichen würden. Die Fension 
beträgt jetzt 120,75 Fres. einschließlich Wartegeld. Es würde 
dann eine Pension gewährt werden können von 241,50 Fres. Wenn 
das Heichsgesetz EISERNET N wird, und die Bestimmung der Mindest- 
ension im vaargebict maßgebend ist, dann beträgt die Pension 


ei 25 Yitgliedsjahren 261.-Fres. Der Unterschied wäre also nicht 
mehr sehr groß. 


Meine Herren! Ich habe betont, daß ich die Auffassung 
vertrete, daß eine hücklage von 12 % nicht unbedingt notwendig 
ist. Ich will auch diese Auffassung begründen. Der Saarbrücker 
a mern hat jetzt oder vielmehr Ende des Jahres 1924 
ein Vermögei gehabt von 85 Millionen Franken. 35 Millionen Fran- 
ken sind also bereits als Neserven vorhanden, um die A 
zu bestreiten für 1 1/2 Jahr. Nach dem Entwurf und näch 
ganzen barstellung der Megierung soll ja das Umlagsverfahren 
zu Grunde gelgt werden mit einer Bee ER era tür wirtschaft- 
liche Krisen. Wenn also der Entwurf so Gesctz würde, dann würde 
so wie so bereits eine +wscerve da sein, um die Ausgaben ungefähr 
für 10 Monate bestreiten zu können. Auf Grund dessen glaube ich, 
sagen zu sollen, ist eine Reserbebildung von 12 % nicht notwen- 
dıg, nicht unbedingt notwendig und es könnte darum mindestens 
eine 100 %ige Pensionserhshung vorgenommen werden. Wir hätten 
dann ungefähr das erreicht, was in der Vorkriegszeit gewährt 
worden ist. Aber der Gesetzgeber muß immer davon ausgehen, daß 
man im Gesetz keine Mindsstbeiträge festsetzt,sondem Mindest- 
leistungen. 
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(Zurufe: Sehr gut !) 


Auf Grund dieser Mindestleistungen ergibt sich die betreffende 
Frage von selbst. Das ist naturnotwendig. Das ist auch sonst 
immer so. Wenn die negierungskommission die Beamtengehälter be- 
art legt sie nicht zuerst die Steuern fest, um diese Bean- 
tengehälter später zu bewilli en, Sondern sie bewilligt vorher 
und geht nachher dazu über und setzt die Einnahmen in der Nei- 
se fest, daß die Ausgaben bestritten werden können. 


(Zurufe: Sehr gut !) 


So muß es auch hier sein und ich nehme an, daß ich auf Grund des 


Av, 
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des Zahlenmaterials bewiesen habe, daß eine ange ne Erhö- 
hung der Fension und eine Festsetzung der Mindestpension gut 
durchgeführt werden kann. 
iebtens, sind die Lasten tragbar ? Ich betone, ja ! 
Der Kohlenpreis betrug an der Saar 84.-Fres. pro Tonne zu ei- 
nem Kurs von 2l.-Fres für den Dollar =,4 Dollar. Er betrug an 
der Ruhr 3,85 Dollar, also an_ der Saar höher wie an der Ruhr. 
Der Durohachnittslohn an der Ruhr betrug 7,60 M = Zu 4,8 umge- 
rechnet 36,50 Fres. Hier beträgt der Durchschnittslohn 26, 
= weniger 10,40 Fres. Das bedeutet, daß die Ausgaben für den 
Lohn an der Ruhr höher sind, wie an der Saar, daß aber _an der 
Ruhr höhere soziale lasten getragen werden wie an der »aar. 
Nach dem Entwurf würde die Beitragsbelastung in Prozenten aus- 
gedrückt gegenüber Lohn in BERLIN Lean treten insgesamt Arbeit- 
nehmer- und arbeitgeberbeiträge einse ließlich Unfallversiche- 
von 16 % währenddem die si sragebelagtung an der Ruhr 
26 j beträgt Bur Saräalremnächerung einschließlich Unfall-und 
erwerbslosenversiche rung. Also an der Kuhr höhere Löhne ‚höhere 
vozialausgaben, an der »aar höhere Kohlenpreise wie an der 
uhr, das bedeutet, daß die lasten getragen werden können.Nun 
könnte von. Bergwerksdirektion darauf hingewiesen werden, 
daß die Leistung pro Kopf der pelagschart an der Saar geringer 
ist wie an der kuhr. Das trifft zu. las macht 150 kg aus und. 
tritt nicht stark in a An der Ruhr hat man ergieb&- 
Er Flöze und infolgedessen ist die Förderleistung ungefähr 
50 kg. währenddem d sie hier ungefähr 700 kg. ausmacht. Ich- 
betone, daß nach meinem Dafürhalten em m08 die Bestimmung 
die im deutschen Reichsgesetz enthalten ist, eingeführt werden 
ann. Zu den anderen Frägen will ich kurz 98 SaRDR nehmen. 
Ich betone auch, daß das Kindergeld im Gesetz als 
Mußbestimmung enthalten sein muß. Herr Schmelzer ist nicht da. 
s wird ihm nicht übel werden wegen der Muß-und Kannbestimmung. 


( Lachen ) 


Daß man den Verein verpflichtet, ein Kindergeld zu gewähren. 
Herr Kiefer hat auf die Verhältniswahl hingewiesen. Die Auffas- 
sung unserer Partei wäre, daß die Verhältniswahl nur dort durch- 
eführt werden soll, wo sie angebracht ist und durchgeführt wer- 
en kann. Der Berichterstatter, Herr Karius, hat darauf hinge- 
wıesen, daß der Verhältniswahl viele Mängel anhaften. Diese 
ängel sind im Heich so stark in Erscheinung getreten, daß mei- 
ne Freunde im fHeich nicht so sehr davon erbaut sind,trotzdem 
gie bei der Verhältniswahl ziemlich gut abgeschnitten haben. 
ber wie ist es mit den AINPURIANENAML  aatch . Diese bekommen 
ein Aufgabengebiet zugeteilt, müssen ülle Schriftsätze ‚die von 
seiten der ANEWOTRUDE an die Mitglieder gehen und von diesen 
an die Verwaltung gehen selbst überreichen und den Mitgliedern 
Aufklärungen zu Be en, die »chriftsätze sind vielleicht von 
ihnen noch selbst anzufertigen. Infolgedessen missen die Knapp- 


Schäftsältesten mit den Mitgliedern in Berührung sein, dort 


wohnen, das Vertrauen der Leute haben usw. Deshalb ist die Ver- 
hältniswahl nicht gut durchzuführen. Herr Kiefer, ich bin der 
ulfassung,daß die Demokratisierung notwendig ist, aber das 
bedeutet, daß das Selbstverwultungsrecht als oberster Grundsatz 
er Demokratie anzusehen ist. Der Entwurf sieht vor,daß die 
Verhältniswahl zulässig ist, weshalb soll das nicht dem Knapp- 
Schaftsverein selbst überlassen bleiben, sich seine Bestin- 
mungen selbst zu geben, so wie er sie für angebracht hält oder 
nicht. Fier kann Herru Kiefer nicht zugestimmt werden. Ich be- 
er ie daß sämtliche Altesten gegen die Verhältnis- 
a sınd. 


Zurufe 
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(Zurufe: Oho !) 


Ich erinnere daran, daß in St.Jngbert die Verhältniswahl abge- 
schafft worden ist, weil es die Altesten verlangt haben. 


(Zurufe: Um Euch entgegen zu komnen !) 


Ich glaube Deizaer zu sollen, daß wir auch großzügig sind. 

Zum Schluß glaube ich auf die Fragen zurückzukommen, 
die sich in den letzten Tagen im Saargebiet bemerkbar gemacht 
haben. Mein Herr Vorredner hat darauf hingewiesen, was dem Berg- 
mann nottut. Meine Herren, auch ich kann betonen, duß wir im 
Saargebiet emsten Zeiten entgegengehen.’ Es ist eine Siedehitze 
im Saargebiet vorhanden,wie sie in der Nachkriegszeit noch 
nicht vorhanden gewesen ist. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Diese Siedehitze ist deswegen entstanden, weil die Bergwerks- 
direktion es nicht versteht, einigermaßen den Verhältnissen 
Rechnung zu tragen. Seit längerer “eit wird in der lohnfrage 
verhandelt,aber immer hat die Bergwerksdirektion sich einen 
Ausweg gesucht, die Herrschaften in Paris antworten nicht. Sie 
wissen ja, daß sie in der PINEBPOpRESRT FE e nicht geantwortet 
heben und es ist so, daß man die Leute behandelt, wie sie 
schließlich in einer tranzögischen Kolonie nicht schlechter be- 
handelt werden können. Ein Beispiel. In neden ist ein Sicher- 
heitsmann,welcher Kriegsbeschädigter ist und ein Bein amputiert 
hat. Er erlaubte sich, bei seinen Ian Pau vorstellig zu wer- 
den um Beschwerde wegen einem Vorfäll einzulegen. Da geht der 
ee über, stößt dem Invaliden den in den Hintern 
und schmeißt ihn zus seinem Büro heraus. 

. In Frankenholz ist ein Fahrsteiger, welcher dazu über- 
ging einem Arbeiter einfach ins Gesicht zu schlagen bei einer 
eichten Meinungsverschiedenheit und Schmib ihm noch unfaire | 
Schimpfworte an den Kopf. Ein anderer Fahrsteiger probiert sei- 
ne Kräfte an einem Arbeiter mit einem Pfahl. In Fränkenholz 
sind es nun deutsche Beamte, während es in Reden französische 
Beamte sind. Ich kann nicht verstehen, daß deutsche oder frühere 
preußische Staatsbeamte eine solche Behandlung inszenieren. Ich 
protestiere gegen solche Machenschaften auch dagegen, daß fran- 
zösische Ingenieure unsere Leute in der Weise behandeln. 


(Zurufe: Schr gutü !) 


Meine Herren! Nicht allein die Lohnfrage und schlechte Lebens- 
lage der Arbeiter hat diese Siedehitze im nd, bag erzeugt, sm - 
dern auch die Behandlung, die man diesen Armsten der Armen an- 
gedeihen läßt. Ich will kurz auf die Stellung des Bergarbeiter - 
Standes hinweisen. Ich erinnere, daß yagran der Gefährlich- 

eıt des Berufes schon in knappschaftlicher Hinsicht der Berg- 
mann eine Sonderstellung einnehmen müßte, dasselbe auch in an- 
deren Fragen. Das trifft nicht zu in der Lohn- und Behandlungs- 
Frage und man geht nicht dazu über, dun Bergmann als den gleich- 
berechtigten zu behandeln. 

eine Herren! Ich habe gestern die Statistik des 

Oberbergamtes bekommen und habe daraus erschen, daß im ersten 
Vierteljahr e 21 Bergleute durch Einzelunfälle verunglückt sind. 

‚ran, können Sie sehen, daß neben Massenkatästrophen wieder 
eine Massenkatastrophe durch Eintelunfälle in Erscheinung trat. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 
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Dadurch ist_es nach meinen Amfyrhaiten notwendig, _.... in Lohn- 
fragen von Seiten der Arbeitgeber und besonders der Regierungs- 
kommission Mittel und Wege eingeschlagen werden, daß auch den 
Perparbeitern Rechnung getragen wird. Aber auch den anderen Ar- 
beitern ist Rechnung zu tragen. “ein Herr Vorredner hat bereits 
auf die Hüttenwerke hingewiesen. Die Sache ist so, daß es auch 
dort recht trostlos aussieht. &s ist heute nicht meine Aufgabe, 
darüber viel zu reden. Aber dort sieht es zum Teil noch trost- 
loser wie im Bergbau aus, besonders in der lohnfrage. Dasselbe 
trifft auch für die Staatsarbeiter zu. Die Staatsarbeiter haben 
bei der letzten JORARFER Sun 19 
und in der obersten Gruppe 3l Fres. mehr bekommen. Dann haben 
sich die sozialen Zulagen noch um 4,50 Frs.monatlich erhöht. 
Meine Herren! Man mag eingestellt sein, wie man will,man mag 
mit dem Arbeiter fühlen oder .r nicht mit ihm fühlen,man wırd 
verstehen müssen, daß die Arbeiter sich eine solche Sıtuation 
nicht gefallen lassen können, daß man sie so behandelt, daß ein 
Arbeiter monatlich nicht so viel verdient, wie andere monatlich 
mehr erhalten. Da sagen die Arbeiter nit Recht, daß die Steuer- 
Br die sie doch überwiegend aufbringen müssen,nicht dazu 
enutzt werden können und dürfen, einer Aategorie solch hohe 
Dazüge zuzugestehen, während sıe, die Angestellten und unte- 
ren ge 










mten mit solchen kleinen Dezügen abgespeist werden sol- 
Ä 8: daß eine Anderung Platz 
greift, daß aber auch die Saarge IOFoheYn LER fung 67 lich einmal 


spricht. 


nder: Das Wort hat der Abgeordnete Reinhard ! 








ihrer untersten Gruppe 14,50 Frs. 
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nhard (K.P.): Meine Herren, die beiden Herren Vorredner haben in 
ausgiebiger Weise einmal Kritik an dem vorliegenden Entwurf 
geübt und an den Zuständen, wie sie momentan im Saargebiet 
vorhanden sind. Wir Kommunisten sind der Auffassung, daß die 
von den beiden Rednern behandelten Fragen heute vielleicht 
die wichtigsten sind, die zur Debatte stehen müßten. Wir wis- 
sen nicht, ob nicht morgen oder übermorgen eine Explosion im 
Saargebiet ausbrechen wird. Dann würde man wieder Schreiben: 
Kommunistische Mache ! Heute sagen die Redner der bürger- 
lichen Parteien klar und präzis die Gründe, weshalb die Ar- 
beiter erregt sind, in der Zeitung aber wird darüber geschrie- 
ben, daß es kommunistisches Machwerk sei. 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut !) 


Es freut uns, daß die Redner es hier eingestehen, daß es kein 
Kommunistisches Machwerk ist, sondern daß es die harte Not ist, 
welche die Arbeiter treibt, solche Maßnahmen zu ergreifen. 


Meine Herren! Ich möchte Ihnen eine Interpellation 
vorbringen. Diese lautet: 


I BERFERLATION 


— | ME u in ie mie we Tr | "|" Tr | a — | (| — | |. u |— u 


„Die Kommunistische Fraktion des lLandesrates ersucht 
um Bericht über den Stand der Lohnvrerhandlungen im Bergbau. 


Da die Bewegung unter den Mu PRREDe: term des Saarge- 
bietes immer größeren Umfang annimmt und da infolge der äußerst 
geringen Fntlohnung die SEDAENRFUNE in der Arbeiterschaft täg- 
vo. Brot verlangt die kommunistische Landesratsfraktion so- 
fortige S ellungnahnme des Landesrates zu diesen Vorgängen. 


Die heutigen Zeitungen berichten, daß die Lohnver- 
handlungen gesphentert seien, da die französ. Grubenverwaltung 
und der Vertreter des französ. Wirtschaftsministeriums als 
Voraussetzung der Verhandlung die restlose Förderung der alten 


Kohlenmengen und die Arbeitsaufnahme unter den alten Bedingungen 


verlangt. 


Auf der anderen Seite steht die Tatsache fest, daß 
die Grubenverwaltungen durch ihre Beamten die Arbeiter maßlos 
provoziert, wie 2.B. der Vorfall auf Grube Frankenholz beweist, 
wo der Fahrsteiger Bi eh 1 den Bergarbeiter Nieder 
geohrfeigt hat, weil er die Auszahlung seines rechtmäßigen Loh- 
nes verlängte. Solche und ähnliche Provokationen spielen sich 
täglich in fast allen Gruben ab. Wir erinnern nur an die Vor- 
gänge auf der Grube Velsen. 


Auch in der Metallindustrie herrscht unter der Arbei- 
terschaft große A rUnG infolge der vollständig ungenügenden, 
Entlohnung, die noch durch den Frankenzerfall verkleinert wire. 
In der Burbacher Hütte standen über 2500 Arbeiter im Kampf. 

Die Arbeit ist zwar wieder aufgenommen, aber die Direktion 
hat hunderte von Metallarbeitern nicht wieder eingestellt, se- 
aß sie auf der Straße verhungern können. 
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Wir verlangen von aer A erpeentr die Metallin- | 
dustrie zu zwingen, die Arbeiter wieder einzustellen. Sämtlichen | 
Gemaßregelten und Streikenden ist die Erwerbslosenunterstützung | 
in fünffacher Höhe sofort auszuzahlen und zwar für die Dauer der | 
Arbeitslosigkeit. | 


| Die Kommunistische Fraktion. 



























Zu der Vorlage der EUR betr.. Abänderung des Preuß. 
Knappschaftsgesetzes vom 17. Juni 1912 hätte ich vorauszusagen, 
daß unsere Fraktion die Vorlage ablehnt und im Gutachten die 
Aohnung begründet. Die Ausführungen des Abgeordneten Hoffmann 
müssen Ihnen gezeigt haben, auch dem Vertreter der Regierung,daß 
heute bei dieser Vorlage ein Bergmann 40.000.-Franken an Beiträ- 
gen bezahlt, 20.000.-Franken von ihm selbst und 20.000. -Franken 
von der Verwaltung. Also ein Bergmann wird gezwungen, 20.000.- 
Franken zu zahlen an eine Einrichtung, die Ihn im Stiche läßt, 
die ihn hungern läßt. Wenn wir demgegenüber feststellen, was ın 
anderer Hinsicht Großes geleistet wird, daß ein Beamter bei sei- 
ner ISRRLONLETUNE 80 % seiner Bezüge erhält, ohne auch nur ei- 
nen entimes Beiträge geleistet zu haben. Man redet viel von 
Gleichheit, hier werden wunderschöne Reden gehalten, aber was 





tun die Parteien, die ihre Leute in der hegierung sıtzen haben? 
Wo bleiben die versprochenen sozialen Maßnahmen? 


( Zurufe: Sehr gut !) 


Diese Vorlage ist keine soziale Maßnahme. Die Möglichkeit be- 
steht, _ohne diese Bageheueyen Beiträge, dem Bergmann ein sorgen- 
loses Leben zu garantieren. Heute liegt der Fall so, daß der 
Bergmann schuften muß bis er umfällt. Die Regierung sagt: Man 
brauch heute keinen Satz von 25 Dienstjahren, denn der Bergmann 
geht nicht in Pension. Er geht deshalb nicht in Pension,weil er 
mit seiner Pension APR TR muß,da er nicht zusehen kann,wenn 
seine Kinder hungern und betteln gehen müssen. Die Saarbrücker 
ARBRE BERATUNG schreibt in einem Bericht über die Saargruben fol- 
gendes: 
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" Zu den höheren Beamten kommen noch, wenigstens den 
Gehältern nach, drei Geistliche, welche einen Gehalt 
von 30.000.-Franken empfangen, wozu noch ein ziemlich 
unerwarteter Zusatz- eine Förderprämie tritt." 


Das steht in der Landeszeitung vom 3. Juli. Also man zahlt diesen 
Leuten 30.000.-Franken aus. Ich frage, wo fördern diese die Koh- 
len ? io bleibt die Kritik der Zentrumspartei an diesen schan- 
losen Maßnahmen, die in diesem Kulturland des Völkerbundes vor- 
genommen werden. 


3 


- 





Dann heit es in dem Bericht weiter: 


" Schließlich ist noch zu erwähnen, daß die Gruben ein | 
Landgut besitzen, desseu Gemüseerzeugung zum größten 


Teil für die höheren Beamten reserviert ist.’ 


Das sind Tatsachen, dis verankert sind und dann ist immer kein 
eld da, um den Arnısten der Armen zu helfen. Wo bleibt eigent- 
lich unser schönes deutsches Vaterland ? Wo sind die 30 Milli- 
onen Rücklagen, die die Bergarbeiter an der saar gezahlt haben, 
die sie in einem Menschenalter an Beiträgen entrichtet haben. 
Diese Beiträge sind in die Kassenschränke der Reichen gewandert, 
welche die armen leute ausgeplündert haben. Anstatt Jahrtausend- 
feier hätte man besser diesen Leuten ihr Geld gegeben, was ih- 
nen der preußische Staat gestohlen hat durch die Inflation. 
Auch 
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Auch diese Frage muß Era werden. Die preußische Bagie rung, 
hat 750 Millionen an die Ruhrindustriellen ausgegeben, ohne die 
geringsten Unterlagen. Pia. ERERDRESOSFSFSUEnEN aber läßt man 
verhungern. Was geschieht in Zukunft mit diesen Rücklagen ° Tür 
Kommunisten wissen, daß diese IUSHLAENE heute oder morgen wieder 
zu Kriegsanleihen verwendet werden. Meine Herren! Das ist die 
famose Sozialversicherung, über die man stundenlang Reden hält, 
um eine kleine Verbesserung. zu erhalten. Was nützen keformvor- 
schläge, wenn der Kern des Übels nicht beseitigt wird. __ 

‚Dann eine ande pn. WAShSjge Frage: Es heißt im Fricdens- 
vertrag nicht, der französische Staat _hat das Recht, bei Ge- 
setzesänderungen, die die Grubenverwaltung betreffen,Einspruch 
zu erheben. Es heißt vielmehr, die Kegierungskommission muß den 
französischen Staat_befragen. Wir vertreten den Standpunkt ‚daß 
dem Sinne nach der Friedensvertrag nur deshalb bezüglich des. 
aan bar 58 so geschaffen wurde, weil die Gruben angeblich in 
Nordfrankreich durch den Krieg zerstört wurden. Dem Tranzösischen 
Staat sollten als Ersatz deshalb die Kohlen an der Saar auch 
der Bergmann zu einem Hundeleben verdammt werden soll. Daß man 


solche schamlose Gehälter für die Geistlichen hier zahlt, die 
wahrscheinlich 


( Glocke des Vorsitzenden ) 


itzender: Herr Reinhard, ich müßte mit Rücksicht auf das unparla- 


mentarische Verhalten betr. des Wortes" Schamlosigkeit" Sie zur 
Ordnung rufen. 


ard: Das sind doch Tatsachen, die in der Zeitung stehen. 





itzender: Ich muß darauf aufmerksam machen, daß Sie nicht alles,was 
in der Zeitung steht, aussagen können. 


ard: Ich muß gegen das Vorgehen des Herrn Vorsitzenden protestieren. 
Die Geschäftsordnung habe ich nicht verletzt und ich meine, wenn 
man den Bergleuten lampen auf den Kopf BSRENGN so weiß ich nicht, 
n 


‚ wie ich das auffassen soll. Das sind doch ahmen, für die 
man überhaupt keine Worte mehr hat. 


itzender: Herr Reinhard, gegen diese Kritik hat sich kein Mensch 


erichtet, sondern gegen die Kritik betr. den Bezug der 30.000.- 
TC: er keistlichen. 


ard: Es besteht doch die tenarige Tatsache, daß man die Geistlichen 
auf Kosten der Arbeiter besoldet. 


( Zurufe: Sehr gut !) 


Die Geistlichen haben die Aufgabe, die Bergleute zu belehren ‚daß 
der französische Himmel schöner ist wie der deutsche. 
Es wurde hier die Einführung des Reichsknappschafts- 
geseinen verlangt. Wir verlangen auch die Angiederung der gesan- 
en sozialversicherung an die des deutschen ighes und zwar des- 
halb, weil es sich gezeigt hat, daß das kleine 


| ebiet nicht im- 
stande ist, sich als Versicherungsträger zu halten um die notwen- 


digen Renten an die Versicherten zu gewähren. Wir verlangen,daß 
bei Pension der Mindestsatz der Bere en werden muß, 60 % betragen 
muß. Wir pfeifen auf alle schönen Reden, Ich darf mich entsinnen, 
daß die bürgerlichen Kedner wunderschöne Redsn gehalten haben an- 
läßlich von Massenunglücken, wenn .der familie der Emährer ge- 
raubt wird. Deshalb wäre es auch Pflicht von ihnen, wenigstens 
Rente zu verlangen. Wir verlangen aber dabei,daß die 
e 
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Mindestpension bei 25 Jahren 60 % des Hauerdurchschnitts- 
lohnes Sein muss. Nun die Frage der Beiträge! Sie behaupten 
immer wieder: es gibt keine Klässengegensätze. „ie sagen 
immer wider: Die Kommunistische Partei, die auf Klassenhass 
fußt, auf Klassenkampf fußt, sie begeht Unrecht, wenn Sie 
sagen: die Klassengegensätze bestehen nicht. Wir wollen 
sie Ihnen zeigen: Während man den Arbeitern nichts gibt, 
während man sie zwingt, rer Lasten sozialer Natur zu 
tragen an Beiträgen, erhalten die höheren Beamten, ohne 
daß sie einen (entimeg Beitrag zahlen, viemal höhere Ruhe- 
gehälter wie ein aktiver Bergmann Iohn verdient. Deshalb 
sagen wir: Das Knappschaftsgesetz muss derartig aufgebaut 
werden, daß der Berömann vollständig befreit wırd von den 
Beiträgen überhaupt. Die Gewinne der Unternehmer müssen 
in erster Linie verwendet werden, um der Arbeiterschaft 
den Invaliden und ihren Angehörigen, den Lebensunterhalt 
zu garantieren, Sie werden wissen, daß ohne die wichtige, 
Brrertohe und perandhe ihse ch eg: che Arbeit des Bergmanns 
ie heutige Gesellschaft nicht existieren würde. _Ich habe 
Schon gesagt, daß wir ferner die Rückzahlung der Rücklagen 
verlangen,die der Arbeiterschaft gehören. Wenn die Reichs- 
regierung Wert darauf legt, daß die Arbeiterschaft_nach wie 
vor treu an der deutschen Nation festhält, dann soll sie 
das bewirken dadurch, daß sie ihnen das Geld gibt, das ihnen 
zusteht. Dann hat der Berichterstatter gesagt, -Ich habe 
es wenigstens so verstanden-, daß wir Anschluss verlangen 
an das neue Kna pschaftsgesetz. Demgegenüber erkläre Ich 
als Kommnist, ER wir schon im voraus unsere RACRONNE zu 
dem kommenden Reichsknappschaftsgesetz erklären. Die No- 
velle -ich habe sie selbst zur Hand-, birgt ungeheuere Ver- 
Schlechterungen in sich, gegenüber dem alten a re A 
setz. Um nur einen Punkt hervorzuheben: Es soll die Fen- 
sionsgrenze von 25 auf 30 Dienstjahre erhöht werden. Mir 
können uns diesem Standpunkt ni cht anschließen, Unsere 
Bus ge sung ist vielmehr die, daß die Regierung das jetzt _ 
bestehende Pamamenpechal taßnnc 2 übernimmt, mit der wei- 
teren Forderung, anstätt 40 %,60 % zu setzen. 


-...© Ich habe chin Binganen meiner Rede hingewiesen auf 
die Nichtigkeit der Verhältnisse draußen im Gebiet. Ic 
habe Auskunft von der Regierung verlangt, was sie zu tun 
gedenkt. Viele Worte dazu zu sagen, ist meiner Ansicht nach 
überflüssig, Nur folgendes möchten wir gegen: Uns scheint, 
daß mit Wissen und Willen man einen Kampf heraufbeschwören 
will, um dann wieder sagen zu können: Die bösen Kommunisten 
haben ihn inszeniert, Die Zustände bei allen Arbeiterkate- 
Korien wurden hier treffend gekennzeichnet. Ich brauche die 
forte nicht zu wiederholen. Ich habe schon dutzendmal die 
Bervo..Len Zustände bei den Sozialrentnern und bei den 

ie Bopıezm @ekeunzeichnet, Pdi einer solchen Zuspitzun 
der Verhältnisse, wie sie jetzt geworden sind, wo wir nicht 
wissen, ob nicht plötzlich ein probe? Kampf im Daargebiet 
ausbricht, der das ganze Wirtschaftsleben in Mitleidenschaft 
ziehen würde, hätten wir wenigstens erwartet, daß der saar- 
ländische Minister Koßmann doch auch einmal hierher kommen 
würde und uns einmal sagen würde, welche Maßnahmen die Re- 
gierung zu unternehmen gedenkt, Aber es scheint, daß auch 
er sich der vorher von ihm auch kritisierten Regierung voll- 
ständig angeschlossen hat, 


( Zuruf: "Sehr wahr!" ) 
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Es scheint, daß aucher die Maßnahmen, die dort getroffen 
werden, für gut heißt. Wir hätten nämentlich einmal gerne 
von dem Minister, der aus den Reihen der nern ebenda 
hervorgegangen ist, erfahren, was er in der Besol ung . 
frage getan hat; ob er mitverantwortlich dafür ist, daß 
heute diese Zustände hier herrschen, Weil man uns ge- 
flissentlich ausweicht, behaupten wir solange, daß es sn 
ist, daß er dies getan hat, bis er hierher ın dieses Haus 


Kommt und uns das Gegenteil beweist. Und mit Recht behaupten 
wir dies. 


Zu der a der Liberalen Volkspartei 
haben wir eines zu sagen: Mir haben es in. der Vergangen- 
heit erlebt, daß die liberale Volkspartei bei allen Be- 
ratungen ENERURESOSBESDRTTERDGT Maßnahmen versucht hat, 
diese zu verschlechtern, und weil sie geglaubt hat, dadurch 
den meisten Kredit zu retten, hat sie die beschleunigte 
Einberufung der Sitzung zum Anlass genommen und ensanh: 

Wir kommen nicht in die Sitzung. Das ist unsere Auffas- 
sung, warum sie nicht erschienen ist. 


( Zuruf: "Sehr richtie!" ) 


Der Vorredner der Sozialdemokratischen Partei hat klar be- 
wiesen, daß sie sogar gewillt war, schon einen Tag früher 
eine Sitzung vorzunehmen. Und nun noch ein Wort zur Be- 
richterstattung! Besonders der Berichterstatter der 
"Saarbrücker-Zeitung" kann sich das hinter die Ohren schrei- 
ben. Wenn noch einmal so etwas in einem Bericht steht, daß 
mir nachgesagt wird, ich hätte erklärt, die Saarbrücker 
Arbeiterschaft hätte im Rathaus auf Kosten der Stadt _ge- 
fressen, so werde ich dem Berichterstatter einmal Gelegen- 
heit gebe, anders zu berichten, Diese Berichterstattung 
lassen wir uns doch nicht gefallen, Noch ein Wort an den 
Herrn Schmelzer, der in einer Sitzung die Behauptung auf- 
ger rs14r hat, ein Farteifreund von uns 'hätte_an diesen 

ssen teilgenommen. Das ist eine gemeine Lüge. Dieser 
Parteifreund hat nicht daran teilgenommen. | 
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( Glocke des Vorsitzenden! ) 


Hier ist von neuem der Beweis erbracht, daß man von dieser 
Seite aus dauernd versucht, mit allen möglichen Mätzchen 
mit allen möglichen Mitteln, Lug und Trug unter die Bevöl- 
kerung zu bringen; aber wir sind von der "Saarbrücker- 
Zeitung” nichts Besseres gewöhnt. 


Zr Br 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Albert! 


Albert (H.u.L.): Meine Herren! ich schließe mich den Ausführun- 
gen und Änträgen der Zentrunspartei an. 


Vorsitzender: Ich möchte einige kleine Richtigstellungen vor- 
nehmen. Zunächst im Namen des Vorstandes habe ich zu dem 
Protest der Deutsch-Saarl.Volkspartei zu erklären, daß der 
Vorstand des Landesrates von der Vorlage noch nicht länger 
Kenntnis hat als das übrige Haus auch und das ist seit 
Dienstag vor 8 Tagen. Persönlich habe ich zu erklären, daß 


nicht 
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nicht ich, sondern ein Mitglied des Hauses mit der Re- 
gierun ‚SPspro chen und Herrn Schmelzer informiert hat, 
um endlich die Flenarsitzung anzuberaumen, Die "Deutsch- 
Sueri Voiuapertei konnte ich direkt nicht erreichen; dafür 
hat Herr BKolfmann erklärt, daß Herr Dr.v.Vopelius sıch 
mit der Anberaumung der Sıtzung einverstanden erklärt 
habe. Ich bin verpflichtet, aus der Besprechung von 
Beetern abend mitzuteilen, daß Herr hg ya die 
ache anders darstellt; er habe gesagt, er könne nicht 
über die Fraktion hinaus seine Zustimmung geben und 
pus2s jede Verantwortung ablehnen. Dies zur Richtigstel- 
ung. 


Dann darf ich der Anregung des Herrn Reinhard, 
daß Herr Minister Koßmann hier im Landesrat erscheinen 
möge, ge rwidern, daß sich die Regierungskommission durch. 
einen Staatskommissar und Fachreferenten vertreten lässt. 
Herr Minister Koßmann hat die beiden Fraktionen gebeten, 
im laufe des Nachmittags bei ihm vorsprechen zu wollen. 


( Zuruf Eifler:"Das ist eine Lüge!" ) 
Ich muss den Vormurf "Lüge" zurückweisen. 
( Zuruf Eifler: "Das war doch eine Lüge!" ) 
Wir kommen nun zur Abstimmung. 
Das ort hat der Abgeordnete Karius! 
Karius (Z.): Ich habe noch einen Antrag vergessen. Der An- 


trag wird als dringend bezeichnet und wir bitten, daß 
heute darüber abgestimmt wird. Der Antrag lautet: 
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Die Regierungskommission wolle vorbehaltlich 
endgültiger gesetzlicher Regelung mit Wirkung 
vom l. Januar 1925, zu jeder Rente eine monat- 
liche Teuerungszulage von 100 Franken gewähren, 
Die Bezüge der Witwen und Waisen sind im Ver- 
hältnis der Renten entsprechend abzustufen. " 


Die Kommission führt zu dem Antrag begründend aus: 


Es ist der Kommission mit Rücksicht auf die 
Schwierige Materie der Sache und der notwendigen 
eingehenden Beratung der Vorlage nicht möglich, 
sie in kurzer Zeit zu verabschieden. Die Notlage 
. der Rentenempfänger aus der Angestelltenversicherung, 

deren monatliche Bezüge im Durchschnitt kaum mehr 
als 50 Franken betragen, ist aber so groß, daß eine 
Schleunige Abhilfe 2 pi notwendig ist, Der 
in dem Antrag b.zeichnete ven ist rt Auch 
sind die Mivtel für diese außerordentliche Bihil- 
fe vorhanden, sodaß finanzielle Bedenken nicht 
entgegenstehen, " 


Proz 
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Vorsitzender. Es ist gedacht bei der Abstimmung in der Weise 
vorzugehen, daß zuerst über die Gutachten abgestimmt 
wird. Die Kommnistische Partei hat ein schrift- 
liches Gutachten eingereicht. Soll dasselbe ver- 
lesen werden? 


(Zuruf 
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( Zuruf Reinhard: " Jal " ) 


Vorsitzender: Das Gutachten der Kommunistischen Partei lautet: 


" 


Die Vorlage der Regierun skommission betreffend: 


Abänderung des Preußischen nappschaftsgesetzes vom 
«Juni 


wird abgelehnt, 





Begründung: 


‚Die vorgesehenen Renten für die Pensionäre, | 
Witwen und Waisen sind vollständig ungenügend; ob- | 
wohl die Arbeiter gezwungen werden, höhere Bei- ) 
träge wie vor dem Krie e zu leisten, beträgt die | 
Rente nur 50 % der Vor rıegsrenten, Die Erfahrung | 

at bewiesen, daß die Sozialversicherung durch 
Abtrennung vom Reiche nicht leistungsfähig ist. 


Aus diesem Grunde fordern wir Angliederung an den 
eichsknappschaftsverein. 


durchschnittslohnes betragen, 


‚jetolge der miserablen Entlohnung ist die Ar- 
beiterschaft nicht ımstande, die Beiträge zur 
ozialversicherung zu tragen, deshalb muss die 


| 
Die Rentenhöhe muss mindestens 60 % des Hauer- | 
| 


Arbeiterschaft von der Beitragspflicht vollkommen 

efreit werden. Zur Sicherstel ung der notwendigen 
Rücklagen sind die Ueberschisse der Betriebe zu 
verwenden, 

Von der Reichsregierung verlangen wir die Er- 
stattung der Rücklagen der Knappschaftsvereine in 
Goldmark, damit die ebtenewpfhäger sofort in den 
Genuss einer lebensmöglichen Rente gelangen. " 
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rise Deutsch-Saarl.-Volkspartei hat ihr (utachten 
Schriftlich eingereicht. Dieses lautet: 

’ "ir stimmen für die Beschlüsse der Kommission 
unter Bedauern darüber, daß es uns unmöglich ge- 
macht wurde, die Verbesserungsvorschläge der rbeit- 
nehmervertreter unserer Partci zum Vor u brin- 
gen. Die Verantwortung für eine weitere Rinaus- 
Schiebung der Verbesserungen, die in der Vorlag: 
enthalten sind, möchten wir bei der dringenden Not- 
lage der davon Betroffenen nicht übernehmen, " 


Proz 
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Wir kommen zur Abstimmung über vorlie enden Gesetz- 
entwurf und zwar stimmen wir zuerst über den Kommissions- 
bericht, Das Wort hat der Abgeordnete Karius! 


Karius (2.): Ich habe noch einen Nachtragsantrag, Auf Seite | 
? aer Vorlage kommt folgender 2,Absatz, welcher lautet: | 
| 


i Jugendliche Mtglieder von 14 bis 16 Jahren 
zahlen die Hälfte der Pensionskassenbeiträge. " 


Vorsitzender: 


Zu dem Antrag hat das Wort der Abgeordnete 5 
einhard! | 


Reinhard 
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Reinhard (K.P.): In der Kommission habe ich einen Antrag 


eingebracht, daß Jugendliche bis zu 18 Jahren von dar 
Beitragspflicht befrent sind. UN 


Vorsitzender. Das Wort hat der Abgeordnete Karius als Bericht- 
erstäatter! 


Karius (2.): Die Mehrheit der Kommission war der Meinung, daß 
wir keine abweichende Bestimmungen schaffen sollen. wie 
im Reiecn. Wenn wir den Anschluss an die deutsche Gesetz- 
ebung erwirken, dann wollen wir gleiche Bestimmungen ha- 
en, 


Vorsitzender: Sonst wird das Wort nicht mehr gewünscht, Wir 
Stimmen ab, Wer für die Annahme des Kommissionsberichtes 
ıst, möge die Hand erheben. 


Dagegen stimmen die Kommunisten, alle anderen Mit- 
glieder stimmen dafür. 


Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


Hoffmann (S.P.): Meine Herren! Ich gebe im Auftrag unserer 
Fraktion folgendes Gutachten ab: 


" 


Die Sozialdemokratische Braktion stimmt dem Ver- 
Ordnungsentwurf zur Verordnung betr. Lore inigung 
der Knappschaftsvereine des Saargebietes in der 


S 
von Ger Ne eruheeknuni seien vorgelegten Fassung 
zu. 


Zu der Verordnung betr, Abänderung des Preußischen 
Knappschaftsgesetzes vom 17,Juni 1912 fordert die 
Voziäldemokratische Fraktion, daß ihr Antrag bei 

rlass der neuen Verordnung berücksichtigt und 
eine Mindestpension analoe des Reichsknappschafts- 
gesetzes vorgesehen wird. 

Bezugnehmend auf die große Notlage der arpe 
schafts emo- 


:Vspensionsempfänger erwartet die Sozia 
kratische Fraktion, daß die Regierungskommission 
die neue Verordnung alsbald verabschiedet, 


Vorsitzender: Das Wort hatdder Abgeordnete Kiefer! 


Kiefer (2.): Namens der Zentrumsfraktion gebe ich folgendes 
Gutachten ab: 


” Wir stimmen den Entwurf, wie ihn die Kommission 
ausgearbeitet hat, zu. 


wartet, daß die Regierungskommission die Verhältnis- 
wahl als Nussvorschrift in's Gast 
und weitere Schritte in die Wege leitet, um die 

ie Sanezeänigung der gesamten Sozialversicherung 
des Saargebietes mit der des übrigen Reiches her- 
zastellen, | 
z p „acer erwartet sie von der Regierungskommission, 
a 


sie den Entwurf so wie ihn die Mehrheit begutach- 
tet und die Mehrheit des Landesrates Abände run£san- 
träge gestellt hat, am 15. Juli zum Gesetz erhebt," 
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Vorsitzender: Ich glaube, wir haben alles NMenschenmögliche 
getan um die Vorlage so rasch als möglich zu verab- 
Schieden, daß die davon Betroffenen recht bald in 
den Genuss der Rente gelangen. 


‚Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeord- 
nete Reinhard! 


Reinhard (K.P.): Meine Herren! Ich habe in der vergangenen 
Sitzung, die nicht zu Ende geführt wurde, einen Antrag 
eingebracht, der die Einführung der Reichsmark als ge- 
setzliches Zahlungsmittel fordert. 


Ferner haben wir einen zweiten Antrag einge- 
bracht, in dem verlangt wird, daß der lIandesrat be- 
schließen möge, über Abmarsch des französischen Mili- 
tärs und Auflösung des lee rar, Der Beweis ist 
erbracht, daß beide Bee rs inne sind. Ich muss fest- 
stellen, daß dort, wo gestreikt wurde, lLandjäger den 
Arbeitern vor cie Nase gesetzt wurden. Wir verlangen, 
daß diese tziden Anträge heute zur Abstimmung gelangen, 


‚"_ Betreffs des Zwischenfalls in der letzten Sıtzung 
muss ich Bnesn, daß die Feststellungen des Herrn Präsi- 
denten nicht die Ansicht unserer Fraktion sind. Der 
Herr AbgeorJnete Schmelzer hat seit Bestehen des lan- 
desrates immer und immer wieder in provozierender Weise 
einzelne Abgeordnete persönlich angegriffen und er 
braucht sich nicht zu wundern, daß die Steine, die er 
aufgehoben hat, auf den Werfer zurückfliegen. Er hat 
gänzlich unzulässige PeUbErNnEen gegen unsere Fraktion 
EupFRUnnN, die eine Bar Pe a darstellen. Des- 

alb behaupten wir, daß nicht die Fra tionen der Linken 
schuld sind, sondern der Hauptschuldige ist der Abgeord- 
nete Schmelzer, 
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Vorsitzender: Was die Anträge des Herrn Reinhard | 
möchte ich sagen, daß wir heute lediglich die Vorlage 
betr. Knappschaftsgesetz erledigen wollen, Die nächste 
Sitzung wird die Fortsetzung der letzten ge, sein, 
in welcher Herr Schmelzer noch seine Rede zu vollenden 
hat, Dann mıss ich mich gepegen verwahren, als ob ich 
die sozialdemokratische Partei als die Alleinschuldige 
betrachte, Ich habe ausdrücklich gesagt, daß der ma- 
terielle Sachverhalt nicht festgestellt werden kann 
nachdem die eine Partei nicht anwesend ist und daß der 
tiefere Grund einer Untersuchung vorbehalten bleiben 
soll. Ich habe, nachdem es mir formell unmöglich ge- 
macht wurde, die Sitzung zu Ende zu führen, Urdnungs- 
rufe erteilt. Dabei muss ich bleiben, Es geht nicht 
an, wenn eine Partei, die glaubt, sich verletzt zu füh- 
len, selbst die Polizei im Hause spielt, Wer hier 
sprechen will, hat vom Vorsitzenden das Wort zu_be- 
kommen, wie es die Geschäftsordnung vorsieht. Ich wer- 
de in Zukunft die Geschäftsordnung strenger handhaben, 
damit sich diese Vorfälle nicht wieder eriegnen. Wir 
eraten sonst im Ansehen immer mehr herunter, Ich 
abe lediglich die Herren der Linken, die es mir durch 
die ABER NEROR Zurufe unmöglich mächten, die Sit- 
zung fortzusetzen, nur wegen der Störung der Ordnung 
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zur NraBung tg Auf die Klärung der ganzen An- 
gelegenheit Kommen wir noch zurick. 


Vorsitzender: Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Mbgeord- 
nete Dr.sender! 


Dr.Sender (S.P.): Zur Geschäftsordnung. Es gibt eine lie- 
enswürdige Kritik und gibt eine boshafte und unlie- 
benswürdige Kritik. Nenn ich zum Beispiel die Pres- 
seäußerungen anlässlich des letzten Vorfalles mir vor 
Augen halte, vielleicht einmal die der "Landeszeitung", 
dann muss ich sagen: Eine solche Kritik kann jeder 
BBunbne ige Mensch vertragen, Es hat mich z.B, ge- 
freut, dab die "Landeszeitung" sich über meinen guten 
Ernährungszustand selbst gefreut hat, Ich freue mich, 
daß es auch der "Landeszeitung" selbst so gut geht, 
Ich würde Ihnen vielleicht empfehlen, ihren Blick 
etwas umfassender im Hause umherschweifen zu lassen. 
ber ich erwähne ein solches Beispiel nur, weil es 
durchaus ansteht, zu erklären, daß jeder vernünftige 
Mensch solche, an sich harmlose Bemerkungen, durchaus 
vertragen kann, Wenn man aber eine Reihe von Vor- 
fällen erlebt hat, div 1>»diglich durch den Herrn 
Abgeordneten Schmelzer provoziert worden sind, meine 
Herren, dann empört man sich dagegen, Ich erinnere 
z.B. daran, daß Herr Schmelzer gemeint hat, daß das 
Maul des Herrn Eifler in umgekenrten Verhältnis zu 
seinen Geistesgaben stände. Zr stößt sich an der 
an sich wunderschönen Stimme des Abgeordneten Heckler 
wıd daran, dai einer seine Rede vom Papier abliest, 
Nun glaubt er, daß er seinen ganzen Witz und Spott 
auch auf mich abladen kann. Es ist immer dieselbe 
Persönlichkeit, Er sollte sich an seinen Fartel- 
freunden, die Sich immer sachlich ausdrücken, ein 
Beispiel nehmen und an den Abgeordneten des Zentruns 
und der Linken. Wir haben nichts dagegen, daß un- 
sere Partei angegriffen wird, müssen aber sagen, Herr 
Schmelzer hätte als Abgeordneter besser dem Beispiel 
seiner "arteifreunde Röchling und Vopelius ende 
die absolut sachlich sprechen und müssen betonen daß 
er Sich an sehr vielen Rednern des Zentrums und der 
gesamten Linken ein Beispiel nehmen soll, Das würde 
sehr viel richtiger sein, 
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„Meine Herren! Ich halte es für ganz uner- 
Be ion, 085 abwesende Parteifrcunde angegriffen 
werden, wie z.B, der ebenfalls von ihm "Herr Frole- 
tarier" er Herzberg aus Neunkirchen. Der Mann 
kann Sich nicht wehren. Es isv unfair, derartig 
Persönlichkeiten einer Kritik zu unterziehen, und | 
ich erkläre jetzt nochmals, jetzt aber zum letzten P 
Mal, daß wir es ablehnen, in eine derartige Arena 
parlametarischen Benehmens hinabzusteigen. Es geht 

nicht an, daß der Landesrat ein derartiges Niveau 

ahlimmt. Wir sind darüber vollkommen im klaren und 

deshalb werden Sie verstehen, meine Herren, daß, wenn 

solche provokatorische Angriffe sich häufen, wenn 

die Hämischkeit, die DERTR ENGEN und das Kränkende 

den Eindruck der vorherigen stundenlangen Überlegung 


machen, daß sich da der anständige Mensch, und wer 
anständig empfindet. dagegen empört und daß er sich 


dagegen 


7V 
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dagegen wehrt. Das muss ich Ihnen sagen, daß die Bemer- 
kungen, die Herr Schmelzer an mich und an meine persön- 
liche Betätigung geknüpft hat, von mir durchaus verbeten 
werden müssen. Ich weiß nicht, ob er es mir verübelt, 
daß ich Stehkragen trage und mit Messer und Gabel esse, 
ich weiß nicht, was ihn plötzlich dazu veranlasst hat | 
nachdem er fünf Jahres Jang Gelegenheit aazu gehabt hatte. 
Meine Herren, Sie werden es verstehen, daß der ganze »inn 
dieser hämischen, verdeckten und verblümten Bemerkungen 
lediglich war, mich trotz meiner Herkunft aus dem Proleta- 
riat dem Proletariat zu verekeln,. ° Und das werden wir nicht 
zulassen, Meine Herren! Ich wünsche es nicht, genau so 
wenig wie meine Farteifreunde, Gegenstand der see Suranmne 
zu werden. Wenn man von der Jahrtausendfeier BERN" heißt 
die Tagesordnung "Jahrtausendfeier" und nicht "Abgeordneter 
Dr.Sender" und nicht "Abgeordneter Eifler" und nicht "Abge- 
ordneter Heckler" , oder wie sie sonst heißen mögen. Denn 
wohin sollte das führen! Es ist nachher kein einziger Ab- 
eordneter oder sonst irgend eine Persönlichkeit außerhalb 
es Hauses, die Sich nicht einmal zu wehren weiß, in der 
Lage eine Gegenbemerkun zu machen, und das darf mir nicht 
verübelt werden, meine Herren, daß ich auf eine derartige 
Anzapfung in dem Sinne antworte. Dass ich zum Objekt der 
Tagesordnung werde, lehne ich unter allen Umständen ab. 
Das ist; meine Herren, das Niveau, das vom Herrn Abgeord- 
neten Schmelzer in diese Sitzung hineingebracht worden ist. 
Er hat das Niveau ganz erheblich herabgedrückt,. Es ist 
eradezu kcmisch, daß es immer und immer wieder derselbe 
\bgeordnete ist, der diese ganzen hämischen Provokationen 
in Szene setzt. Der Herr Präsident hat nun die Abgeordneten 
der Linken getadelt, wahrscheinlich wegen der formalen Be- 
leidigungen, die zweifellos gefährlich sind, für die man 
aber eine gewisses Verständnis haben muss. _Es ist aber 
nicht richtig, meine Herren. wenn der Herr Präsident meint, 
aß das Verhalten des Herrn Schmelzer nur nach Auffassung 
er Linken provokatorisch gewesen sein soll. Ich entnehme 
aus dem, was er zuletzt gesagt hat, daß er sich seine end- 
‚gültige Stellungnahme vorbehalten und daß er auf diese An- 
Betagenbeit in seinem Urteil zurückkommen will. Aber eines 
kann ich Herm Schmelzer schon sagen -an die Adresse des 
Herrn BasB-nenven BerFantEs für Herrn Schmelzer-, daß ich 
hoffe, daß die Macht des Herrn Präsidenten auch für die Zu- 
nft ausreicht, um derartigen Provokationen vorgebsugen 
sodaß nicht ein Abgeordneter oder eine Person außerhalb dieses 
Hauses Objekt seiner Beurteilung werde. 
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( Zuruf: "Sehr gut!" ) 


' Wenn der Herr Präsident die Kraft und energie dazu findet, 
sind wir mit der Vermeidung derartiger Vorfälle durchaus 
einverstanden. Wenn wir sehen, daß der Schutz nicht aus- 
reichen sollte, meine Herren, dann müssen wir zur Selbst- 
hilfe greifen, Nur unter diesen Bedingungen kündige ich 
unsere Selbsthilfe an. Was Herrn Schmelzer noch angeht, so 
ist von ihm sehr viel von Muss- und Kannbestimmungen auf 
sein parlamentarisches Benehmen zu übertragen: Er muss 


Bue parlamentarisch benehmen, Er scheint es nicht zu 
Önnen. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schneider! 


Schneider (S.P.): Meine Herren! Der Herr Präsident des Lan- 
desrates hat mir einen Ordnungsruf erteilt. Ich nehne 
diesen zur Kenntnis. Zur Tatsache selbst will ich nicht 
Sprechen, Nur ein ort zur Begründung: 


(Zuruf Kiefer: "Wo führt denn die Debatte heute hin?") 


Der Herr Präsident hat seinen Ordnungsruf damit begründet, 
daß die Form meiner Zurufe besonders krass gewesen sei. 

Ich möchte zugunsten des Herm Präsidenten an seiner Ob- 
jektivität nicht zweifeln, sonst müsste ich annehmen, daß 
es dem Herrn Schmelzer gestattet sei, seine stundenlang 
überlegten Bosheiten über uns auszuschütten, während man 
uns_verwehren nachts gie Angriffe zurückzuweisen. Ich per- 
sönlich stehe auf dem tandpunkt, daß stundenlang überlegte 
Dosheilten weit schlimmer sind als sprachliche Entgleisungen 
ın der Erregung des Augenblicks. 


orsitzender: Ich darf hoffen, daß in Zukunft solche Situationen 
nat ch bleiben. Auf alle Fälle möchte ich Sie darauf auf- 
merksam machen, daß die Sitzung künftige nur von hier aus 
abgebrochen oder vertagt wird und daß nicht aus dem Hause 


heraus ein Sitzungsschluss gewltsam herbeigeführt wird, 
Nur so werden wirwiterkomnen. 


Das Wort hat der Abgeordnete Eifler! 


ifler (K,P.): Meine Herren! Der Herr Präsident hat gesagt, 
daß irgend eine Partei im Hause sich als Polizei aufspiele,. 
Mein Standpunkt ist der, wenn das Parlament auch ein bür- 
gerliches ist, geht es nicht an, daß sich die Bürgerlichen 
als Moralprediger der Linken aufspielen und der Präsident 
die Anpielungen der Rechten nicht rüet. 


orsitzender: Wir sind am Ende der Beratung angelangt und ich 
möchte wünschen, daß dieselbe von bestem Erfolg für die 
das Gesetz angehenden Bewohner des Saargebietes sein möge, 


Schluss der Sitzung 1 Uhr mittags, 
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